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2129-2-1-UG

Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Abfallwirtschaftsgesetzes

Vom 24. März 2010

1Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	6/2010

2129-2-1-UG

G esetz 
zur Änderung des 

Bayerischen Abfallwirtschaftsgesetzes

Vom 24. März 2010

Der	Landtag		des	Freistaates	Bayern	hat	das	fol-
gende	 Gesetz	 beschlossen,	 das	 hiermit	 bekannt	 ge-
macht	wird:

§	1

Das	 Gesetz	 zur	 Vermeidung,	 Verwertung	 und	
sonstigen	Ent	sorgung	von	Abfällen	in	Bayern	(Bayeri-
sches	Abfallwirtschaftsgesetz	−	BayAbfG)	in	der	Fas-
sung	der	Bekannt	machung	vom	9.	August	1996	(GVBl	
S.	396,	ber.	S.	449,	BayRS	2129-2-1-UG),	zuletzt	geän-
dert	durch	§	2	des	Gesetzes	vom	5.	April	2006	(GVBl	
S.	178),	wird	wie	folgt	geändert:

	 1.	 Art.	4	Abs.	2	und	3	erhalten	folgende	Fassung:

„(2)	Die	entsorgungspfl	ichtigen	Körperschaf-
ten	 haben	 Anlagen	 zu	 errichten	 und	 zu	 betrei-
ben,	 in	denen	die	nach	Ausschöpfung	der	Mög-
lichkeiten	nach	Art. 1	Abs. 1	Satz	1	Nrn.	1	bis	3	
verbleibenden	Abfälle	so	be	handelt	werden,	dass	
sie	verwertet	oder	nach	Maßgabe	der	Vorausset-
zungen	für	die	Ablagerung	nach	§	6	der	Deponie-
verordnung	(DepV)	in	Verbindung	mit	den	Zuläs-
sigkeits-	und	Zuordnungskriterien	nach	Anhang	3	
DepV	abgelagert	werden	können.

(3)	 Die	 entsorgungspfl	ichtigen	 Körperschaf-
ten	haben	mindestens	eine	Deponie	der	Klasse	II	
nach	§	2	Nr.	8	DepV	mit	einer	ausreichenden	Nut-
zungsdauer	verfügbar	zu	halten.“

	 2.	 Art.	7	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Abs.	 1	 Satz	 3	 werden	 nach	 den	 Worten	
„sonst	förderlich	ist	oder“	die	Worte	„in	einem	
Gesetz	 zur	 Regelung	 der	 abfallrechtlichen	
Produktverantwortung	oder“	eingefügt.

b)	 In	Abs.	4	Satz	1	werden	die	Worte	„nach	Art	
oder	Menge“	gestrichen.

	 3.	 In	Art.	8	Abs.	2	Satz	2	werden	die	Worte	„Art.	91“	
durch	die	Worte	„Art.	92“	und	die	Worte	„Art.	79“	
durch	die	Worte	„Art.	80“	ersetzt.

	 4.	 Art.	10	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	Satz	1	erhält	folgende	Fassung:

„1Die	 Besitzer	 nicht	 aus	 privaten	 Haushal-
tungen	stammender	gefährlicher	Abfälle	zur	
Beseitigung	im	Sinn	des	§	41	KrW-/AbfG,	die	
gemäß	Art.	3	Abs.	2	von	der	Entsorgung	aus-

geschlossen	sind	(Sonderabfälle),	haben	sich	
zur	 Erfüllung	 ihrer	 Entsorgungspfl	icht	 der	
GSB	Sonderabfall-Entsor	gung	Bayern	GmbH	
zu	bedienen.“

b)	 Abs.	2	erhält	folgende	Fassung:

„(2)	1Als	Trägerin	der	Sonderabfallentsor-
gung	 hat	 die	 GSB	 Sonderabfall-Entsorgung	
Bayern	GmbH	die	Pfl	icht	zur	Entsorgung	der	
ihr	 nach	 Abs.	 1	 zu	 überlassenden	 Abfälle.	
2Der	Umfang	dieser	Entsorgungspfl	icht	sowie	
die	Art	und	Weise	ihrer	Erfüllung	bestimmen	
sich	 nach	 dem	 Abfallwirtschafts	plan.	 3Die	
GSB	Sonderabfall-Entsorgung	Bayern	GmbH	
hat	regionale	Sammelstellen	zur	dezentralen	
Erfassung	von	Sonderabfall	verfügbar	zu	hal-
ten.“

	 5.	 Art.	11	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	1	Satz	1	werden	die	Worte	„§ 29	Bundes-
naturschutzgesetz	 anerkannten	 Verbände“	
durch	 die	 Worte	 „§	 3	 des	 Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes	 hinsichtlich	 des	 satzungs-
gemäßen	 Aufgabenbereichs	 der	 Abfallent-
sorgung	 anerkannten	 Vereinigungen	 mit	
einem	satzungsgemäßen	Tätigkeitsbereich	in	
Bayern“	ersetzt.

b)	 In	Abs.	2	Satz	1	werden	die	Worte	„Landes-
entwicklung	 und	 Umweltfragen“	 durch	 die	
Worte	„Umwelt	und	Gesundheit“	ersetzt.

	 6.	 In	Art.	23	Abs.	4	werden	die	Worte	„Landesent-
wicklung	 und	 Umweltfragen“	 durch	 die	 Worte	
„Umwelt	und	Gesundheit“	ersetzt.	

	 7.	 Art.	29	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	1	werden	nach	den	Worten	„Elektro-
und	 Elektronikgerätegesetzes,“	 die	 Worte	
„des	Batterie	gesetzes,“	eingefügt.	

b)	 In	Abs.	2	werden	die	Worte	„Landesentwick-
lung	 und	 Umweltfragen“	 durch	 die	 Worte	
„Umwelt	und	Gesundheit“	ersetzt.

	 8.	 In	Art.	30	werden	nach	den	Worten	„Elektro-	und	
Elek	tronikgerätegesetz,“	die	Worte	„das	Batterie-
gesetz,“	eingefügt.

	 9.	 Art.	32	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs.	1	Satz	1	werden	die	Worte	„und	dieses	
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Gesetzes“	durch	die	Worte	„,	des	Elektro-	und	
Elek	tronikgerätegesetzes,	 des	 Batteriegeset-
zes,	 dieses	 Gesetzes	 und	 der	 auf	 Grund	 der	
genannten	 Vorschriften	 erlassenen	 Rechts-
verordnungen“	 und	 die	 Worte	 „Landesent-
wicklung	und	Umweltfragen“	durch	die	Wor-
te	„Umwelt	und	Gesundheit“	ersetzt.

b)	 In	 Abs.	 2	 Sätze	 1	 und	 2	 werden	 jeweils	 die	
Worte	 „Landesentwicklung	 und	 Umweltfra-
gen“	durch	die	Worte	„Umwelt	und	Gesund-
heit“	ersetzt.

10.	 Art.	33	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Es	wird	folgende	neue	Nr.	2	eingefügt:

„2.	 sich	 entgegen	 Art.	 10	 Abs.	 1	 nicht	 der	
GSB	 Sonderabfall-Entsorgung	 Bayern	
GmbH	bedient,“.

b)	 Die	 bisherigen	 Nrn.	 2	 und	 3	 werden	 Nrn.	 3	
und	4.

§	2

Dieses	Gesetz	tritt	am	1.	April	2010	in	Kraft.

München,	den	24.	März	2010

Der Bayerische Ministerpräsident

																																												Horst		S	e	e	h	o	f	e	r
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2330-3-I	,	2330-2-I

 G esetz 
zur Änderung des 

Bayerischen Wohn  ungsbindungsgesetzes 
und des Bayerischen Wohnraumförderungsgesetzes

Vom 24. März 2010

Der	 Landtag	 des	 Freistaates	 Bayern	 hat	 das	 fol-
gende	 Gesetz	 beschlossen,	 das	 hiermit	 bekannt	 ge-
macht	wird:

§	1

Das	Gesetz	zur	Sicherung	der	Zweckbestimmung	
von	 Sozialwohnungen	 in	 Bayern	 (Bayerisches	 Woh-
nungsbindungsgesetz	–	BayWoBindG)	in	der	Fassung	
der	Bekanntmachung	vom	23. Juli	2007	(GVBl	S. 562,	
ber.	S. 781,	BayRS 2330-3-I)	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 In	 der	 Inhaltsübersicht	 wird	 die	 Überschrift	 zu	
Art.  35	 durch	 den	 Klammerhinweis	 „(aufgeho-
ben)“	ersetzt.

2.	 Art. 4	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs. 1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	2	wird	die	Zahl	„12 000“	durch	die	
Zahl	 „14  000“,	 die	 Zahl	 „18  000“	 durch	
die	Zahl	„22 000“	und	die	Zahl	„4 100“	
durch	die	Zahl	„4 000“	ersetzt.

bb)	In	Satz	3	wird	die	Zahl	 „500“	durch	die	
Zahl	„1 000“	ersetzt.

b)	 Abs. 2	erhält	folgende	Fassung:

„(2)	 1Für	 Gebiete	 mit	 erhöhtem	 Woh-
nungsbedarf	 (Art.  5)	 kann	 die	 zuständige	
Stelle	abweichend	von	Abs. 1	durch	Rechts-
verordnung	 eine	 höhere	 Einkommensgren-
ze,	 höchstens	 jedoch	 bis	 zu	 den	 in	 Art.  11	
BayWoFG	 genannten	 Beträgen,	 bestimmen,	
wenn	auf	Grund	der	örtlichen	und	regionalen	
wohnungswirtschaftlichen	Verhältnisse	durch	
sonstige	belegungsrechtliche	Maßnahmen

1.	 Haushalte	 mit	 Schwierigkeiten	 bei	 der	
Wohnraumversorgung	 nicht	 hinreichend	
berücksichtigt	oder

2.	 sozial	 stabile	 Bewohnerstrukturen	 nicht	
geschaffen	oder	erhalten

werden	 können.	 2Die	 Geltungsdauer	 der	
Rechtsverordnung	ist	auf	höchstens	fünf	Jah-
re	zu	befristen;	die	Rechtsverordnung	ist	auf-
zuheben,	soweit	die	Gebietseigenschaft	nach	
Art. 5	nicht	mehr	besteht.“

3.	 Dem	Art. 34	wird	folgender	Abs. 3	angefügt:

„(3)	1Ist	in	einer	Förderentscheidung	nach

1.	 §§ 88	bis	88d	des	Zweiten	Wohnungsbauge-
setzes	auf	die		Einkommensgrenze	nach	§ 25	
Abs. 2	des	Zweiten	Wohnungsbaugesetzes,

2.	 §§  88	 bis	 88d	 des	 Zweiten	 Wohnungsbau-
gesetzes	 in	 Verbindung	 mit	 §  46	 Abs.  2	 des	
Wohnraumförderungsgesetzes	 auf	 die	 Ein-
kommensgrenze	nach	§ 9	Abs. 2	des	Wohn-
raumförderungsgesetzes,

3.	 dem	Wohnraumförderungsgesetz	auf	die	Ein-
kommensgrenze	nach	§ 9	Abs. 2	des	Wohn-
raumförderungsgesetzes	oder

4.	 dem	 Bayerischen	 Wohnraumförderungsge-
setz	 auf	 die	 Einkommensgrenze	 nach	 Art.  4	
Abs. 1	dieses	Gesetzes	in	der	bis	zum	30. Ap-
ril	2010	geltenden	Fassung

Bezug	genommen,	fi	ndet	an	Stelle	der	danach	be-
stimmten	 Einkommensgrenze	 die	 Einkommens-
grenze	nach	Art. 4	Abs. 1	 in	der	ab	1. Mai	2010	
geltenden	Fassung	Anwendung.	2Satz	1	gilt	nicht,	
wenn	in	der	Förderentscheidung	für	alle	oder	ei-
nen	Teil	der	Wohnungen	eine	gegenüber	den	Ein-
kommensgrenzen	nach	Satz 1	Nrn.	1	bis	4	ange-
hobene	Einkommensgrenze	bestimmt	ist.“

4.	 Art. 35	wird	aufgehoben.

§	2

Das	 Gesetz	 über	 die	 Wohnraumförderung	 in	
Bayern	 (Bayerisches	 Wohnraumförderungsgesetz	 –	
BayWoFG)	vom	10.	April	 2007	 (GVBl	S.	 260,	BayRS	
2330-2-I),	 geändert	 durch	 §	 2	 des	 Gesetzes	 vom	
22.	Dezember	2009	(GVBl	S. 630),	wird	wie	folgt	ge-
ändert:

1.	 In	 Art.	 5	 Abs.	 2	 Nr.	 2	 wird	 das	 Wort	 „fünften“	
durch	das	Wort	„zehnten“	ersetzt.

2.	 Art	24	Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Satz  1	 Nr.  4	 werden	 die	 Worte	 „§  88e	
Abs. 2, 3	und 5	Satz 2	Nr. 1“	durch	die	Worte	
„§ 88e	Abs. 2	und 3“	ersetzt.

2330-3-I , 2330-2-I

Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Wohnungsbindungsgesetzes  
und des Bayerischen Wohnraumförderungsgesetzes

Vom 24. März 2010
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b)	 In	 Satz  3	 Halbsatz  2	 werden	 die	 Worte	 „an	
dessen	 Stelle	 die	 Einkommensgrenze	 des	
Art. 5“	durch	die	Worte	„Art. 34	Abs. 3“	er-
setzt.

§	3

Dieses	Gesetz	tritt	am	1.	Mai	2010	in	Kraft.

München,	den	24.	März	2010

Der Bayerische Ministerpräsident

																																													Horst		S	e	e	h	o	f	e	r
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702-2-W , 9210-1-W

Gesetz  
zur Änderung des  

Ingenieurgesetzes und  
des Gesetzes über Zuständigkeiten  

 im Verkehrswesen1)

Vom 24. März 2010

1Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	6/2010

702-2-W	,	9210-1-W

G esetz 
zur Änderung des 

Ingenieurges  etzes und 
des Gesetzes über Zuständigkeiten 

 im Verkehrswesen1)

Vom 24. März 2010

Der	 Landtag	 des	 Freistaates	 Bayern	 hat	 das	 fol-
gende	 Gesetz	 beschlossen,	 das	 hiermit	 bekannt	 ge-
macht	wird:

§ 1

Das	Gesetz	zum	Schutze	der	Berufsbezeichnung	
„Ingenieur“	 und	 „Ingenieurin“	 –	 Ingenieurgesetz	 –	
IngG	–	 (BayRS	702-2-W),	zuletzt	geändert	durch	§ 1	
des	Gesetzes	vom	20. De	zem	ber	2007	(GVBl	S.	966),	
wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Art.	2a	Abs.	6	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Satz	5	wird	das	Wort	„vier“	durch	das	Wort	
„drei“	ersetzt.	

b)	 Es	wird	folgender	Satz	6	angefügt:

„6Hat	die	Behörde	über	den	Antrag	auf	Ertei-
lung	einer	Genehmigung	nicht	innerhalb	die-
ser	 Frist	 entschieden,	 gilt	 die	 Genehmigung	
als	erteilt.“

2.	 Art.	5	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Der	bisherige	Wortlaut	wird	Satz	1.

b)	 Es	wird	folgender	Satz	2	angefügt:

„2Das	Verfahren	nach	Art.	2	bis	4	kann	über	
eine	einheitliche	Stelle	abgewickelt	werden.“

§ 2

In	 Art.	 9	 Abs.	 2	 des	 Gesetzes	 über	 Zuständig-
keiten	 im	 Verkehrswesen	 (ZustGVerk)	 vom	 28.	 Juni	
1990	(GVBl	S.	220,	BayRS	9210-1-W),	zuletzt	geändert	
durch	Gesetz	vom	23. November	2009	(GVBl	S.	576),	
werden	nach	dem	Wort	„übertragen“	die	Worte	„und	
das	Verfahren,	insbesondere	für	Anerkennungen,	Ge-
nehmigungen	und	Erlaubnisse,	re	geln“	eingefügt.

§ 3

Dieses	Gesetz	tritt	am	1.	April	2010	in	Kraft.

München,	den	24.	März	2010

Der Bayerische Ministerpräsident

																							Horst		S	e	e	h	o	f	e	r

1)	 Dieses	Gesetz	dient	der	Umsetzung	der	Richtlinie	2006/123/
EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	12. De-
zember 2006	über	Dienstleistungen	im	Binnenmarkt	(ABl	L	
376	S. 36).



139Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 6/2010

200-20-F

Bekanntmachung
des Vertrags über die Errichtung des IT-Planungsrats und über die Grundlagen 

der Zusammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in den  
Verwaltungen von Bund und Ländern – Vertrag zur Ausführung von Art. 91c GG

Vom 15. März 2010

1Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	6/2010

	200-20-F
		

  Bekanntmachung
  des Vertrags über die Errichtung des IT-Planungsrats und über die Grundlagen 

der Zusammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in den 
Verwaltungen von Bund und Ländern – Vertrag zur Ausführung von Art. 91c GG

		

  Vom 15. März 2010

  Präambel
			

		Das	Land	Baden-Württemberg,	
		
		der	Freistaat	Bayern,	
		
		das	Land	Berlin,	
		
		das	Land	Brandenburg,	
		
		die	Freie	Hansestadt	Bremen,	
		
		die	Freie	und	Hansestadt	Hamburg,	
		
		das	Land	Hessen,	
		
		das	Land	Mecklenburg-Vorpommern,	
		
		das	Land	Niedersachsen,	
		
		das	Land	Nordrhein-Westfalen,	
		
		das	Land	Rheinland-Pfalz,	
		
		das	Saarland,	
		

		der	Freistaat	Sachsen,	
		
		das	Land	Sachsen-Anhalt,	
		
		das	Land	Schleswig-Holstein	und	
		
		der	Freistaat	Thüringen	
		
		sowie	die	Bundesrepublik	Deutschland	(im	Weiteren	
„der	Bund“	genannt)	
		
		(im	Folgenden	„Vertragspartner“)	
		
		sehen	 übereinstimmend	 die	 wachsenden	 Herausfor-
derungen	 als	 Folge	 der	 Entwicklungen	 in	 der	 Infor-
mationstechnik.	Der	reibungslose	und	sichere	Betrieb	
informationstechnischer	Systeme	stellt	eine	wesentli-
che	Anforderung	an	die	Aufrechterhaltung	geordne-
ter	Abläufe	in	den	Verwaltungen	der	Vertragspartner	
dar.	
		

		Der	 Bund	 und	 die	 Länder	 haben	 mit	 der	 Erar-
beitung	 des	 im	 Anhang	 zu	 diesem	 Vertrag	 wieder-
gegebenen	 „Gemeinsamen	 Grundverständnis	 der	
technischen	 und	 organisatorischen	 Ausgestaltung	

 Vertrag
  über die Errichtung des IT-Planungsrats und über die Grundlagen der

Zusammenarbeit beim Einsatz der Informationstechnologie in den Verwaltungen 
von Bund und Ländern – Vertrag zur Ausführung von Art. 91c GG 

	Der	 Landtag	 des	 Freistaates	 Bayern	 hat	 mit	 Be-
schluss	 vom	 11.	 März	 2010	 dem	 im	 Zeitraum	 vom
30.	Oktober	2009	bis	20.	November	2009	unterzeich-
neten	Vertrag	über	die	Errichtung	des	IT-Planungsrats	
und	über	die	Grundlagen	der	Zusammenarbeit	beim	
Einsatz	 der	 Informationstechnologie	 in	 den	 Verwal-
tungen	von	Bund	und	Ländern	–	Vertrag	zur	Ausfüh-
rung	von	Art.	91c	GG	zugestimmt.	Der	Staatsvertrag	
wird	nachstehend	bekannt	gemacht.	
		
		München,	den	15.	März	2010
		

  Der Bayerische Ministerpräsident
		
		

																					Horst		S	e	e	h	o	f	e	r	
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der	 Bund-Länder-Zusammenarbeit	 bei	 dem	 Verbin-
dungsnetz	und	der	 IT-Steuerung“	die	Grundlage	für	
ein	neues	System	der	Bund-Länder-IT-Koordinierung	
erarbeitet	und	in	die	Beratungen	der	Kommission	zur	
Modernisierung	 der	 Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen	 (Föderalismuskommission	 II)	 eingebracht	 (Ar-
beitsunterlage	AG	3	–	08).	Hieraus	hat	die	Föderalis-
muskommission	II	mit	Artikel	91c	des	Grundgesetzes	
eine	 Grundlage	 für	 die	 IT-Koor	dinierung	 von	 Bund	
und	Ländern	entwickelt	und	beschlossen.	
		

		Die	Vertragspartner	treffen	daher	auf	der	Grund-
lage	des	Artikel	91c	des	Grundgesetzes	
		
			–	 	zur	 Einrichtung	 und	 Regelung	 der	 Arbeitsweise	

eines	IT-Planungsrats	als	Steuerungsgremium	der	
allgemeinen	IT-Kooperation	nach	Artikel	91c	Ab-
satz	1	und	Absatz	2	des	Grundgesetzes,	

		
			–	 	zur	 Planung,	 Errichtung,	 Betrieb	 und	 Weiterent-

wicklung	 von	 informationstechnischen	 Infra-
strukturen,	 insbesondere	 auch	 zur	 Verbindung	
der	informationstechnischen	Netze	von	Bund	und	
Ländern	 nach	 Maßgabe	 des	 gemäß	 Artikel	 91c	
des	 Grundgesetzes	 erlassenen	 Bundesgesetzes,	
sowie	

		
			–	 	zum	 Verfahren	 nach	 Artikel	 91c	 Absatz	 2	 des	

Grundgesetzes	 zur	 Festlegung	 von	 IT-Standards	
und	IT-Si	cherheitsanforderungen,	soweit	dies	der	
zur	Erfüllung	ihrer	Aufgaben	notwendige	Daten-
austausch	erfordert,	

		
		folgende	Vereinbarung:	
		
		

			Abschnitt	I	
			

   Der IT-Planungsrat 
			

			§	1
    

				Einrichtung,	Aufgaben,	Beschlussfassung
			

		(1)	 	1	Der	 Planungsrat	 für	 die	 IT-Zusammenarbeit	
der	öffentlichen	Verwaltung	zwischen	Bund	und	Län-
dern	(IT-Pla	nungsrat):	
		
			1.	 	koordiniert	 die	 Zusammenarbeit	 von	 Bund	 und	

Ländern	in	Fragen	der	Informationstechnik;	
		
			2.	 	beschließt	 fachunabhängige	 und	 fachübergrei-

fende	 IT-Interoperabilitäts-	 und	 IT-Sicherheits-
standards;	

		
			3.	 	steuert	die	Projekte	zu	Fragen	des	 informations-	

und	 kommunikationstechnisch	 unterstützten	 Re-
gierens	 und	 Verwaltens	 (E-Government-Projek-
te),	die	dem	IT-Pla	nungsrat	zugewiesen	werden;	

		
			4.	 	übernimmt	die	in	§	4	dieses	Vertrages	genannten	

Aufgaben	für	das	Verbindungsnetz	nach	Maßga-
be	des	dort	angeführten	Gesetzes.	

		
			2	Der	 IT-Planungsrat	 berichtet	 grundsätzlich	 an	 die	

Konferenz	 des	 Chefs	 des	 Bundeskanzleramtes	 mit	
den	Chefs	der	Staats-	und	Senatskanzleien.	 	3	Er	ver-
eint	 die	 bisherigen	 Gre	mien	 und	 Untergremien	 der	
gemeinsamen	IT-Steuerung.	
		

		(2)		1	Dem	IT-Planungsrat	gehören	als	Mitglieder	an:	
		
			1.	 	der	Beauftragte	der	Bundesregierung	für	Informa-

tionstechnik,	
		
			2.	 	jeweils	 ein	 für	 Informationstechnik	 zuständiger	

Vertreter	jedes	Landes.	
		
			2	Der	 Bund	 und	 die	 Länder	 stellen	 sicher,	 dass	 ihre	
Vertreter	 über	 die	 erforderliche	 Entscheidungskom-
petenz	verfügen.		3	Drei	Vertreter	der	Gemeinden	und	
Gemeindeverbände,	 die	 von	 den	 kommunalen	 Spit-
zenverbänden	auf	Bundesebene	entsandt	werden,	so-
wie	der	Bundesbeauftragte	für	den	Datenschutz	und	
die	Informationsfreiheit	können	an	den	Sitzungen	des	
IT-Planungsrats	beratend	teilnehmen.	
		

		(3)	 	1	Den	 Vorsitz	 im	 IT-Planungsrat	 übernehmen	
im	jährlichen	Wechsel	der	Bund	und	die	Länder.		2	Die	
Länder	 regeln	die	Reihenfolge	 ihres	Vorsitzes	unter-
einander.	
		

		(4)	Der	IT-Planungsrat	tagt	mindestens	zweimal	im	
Jahr	oder	auf	Antrag	des	Bundes	oder	dreier	Länder.	
		

		(5)	 	1	Der	 IT-Planungsrat	 entscheidet	 durch	 Be-
schluss	oder	Empfehlung.		2	Er	entscheidet	auf	Antrag	
des	Bundes	oder	dreier	Länder.		3	Entscheidungen	des	
IT-Planungsrats	werden	im	elektronischen	Bundesan-
zeiger	veröffentlicht.	
		

		(6)	 Der	 IT-Planungsrat	 beteiligt	 die	 jeweilige	
Fachministerkonferenz,	soweit	deren	Fachplanungen	
von	seinen	Entscheidungen	betroffen	werden.	
		

		(7)		1	Beschlüsse	des	IT-Planungsrats	bedürfen,	so-
weit	in	diesem	Vertrag	oder	durch	Gesetz	nicht	etwas	
anderes	 be	stimmt	 ist,	 der	 Zustimmung	 des	 Bundes	
und	einer	Mehrheit	von	11	Ländern,	welche	mindes-
tens	zwei	Drittel	ihrer	Finanzierungsanteile	nach	dem	
Königsteiner	 Schlüssel	 abbildet.	 	2	Empfehlungen	 für	
die	 öffentliche	 Verwaltung	 kann	 der	 IT-Planungsrat	
mit	 einfacher	 Mehrheit	 der	 anwesenden	 Mitglieder	
aussprechen.	
		

		(8)	 	1	Der	 IT-Planungsrat	gibt	 sich	eine	Geschäfts-
ordnung.	 	2	Darin	 sind	 insbesondere	 Regelungen	 vor-
zusehen,	 die	 sicherstellen,	 dass,	 sofern	 erforderlich,	
eine	 Kabinettsbehandlung	 oder	 andere	 notwendige	
Abstimmungen	über	einen	 im	 IT-Planungsrat	vorge-
sehenen	 Beschluss	 rechtzeitig	 durchgeführt	 werden	
können.	
		
		

			§	2
    

				Geschäftsstelle	
			

		(1)	 	1	Zur	 organisatorischen	 Unterstützung	 des	 IT-
Planungs	rats	 sowie	 etwaiger	 Arbeitsgruppen	 und	
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Beiräte	wird	beim	Bundesministerium	des	Innern	eine	
Geschäftsstelle	 eingerichtet.	 	2	Die	 Finanzierung	 der	
Geschäftsstelle	tragen	zur	Hälfte	der	Bund,	zur	Hälfte	
die	Länder	nach	dem	Königsteiner	Schlüssel.	
		

		(2)	Die	Geschäftsstelle	koordiniert	die	Veröffent-
lichung	von	Entscheidungen	des	IT-Planungsrats	und	
deren	Ver	breitung.	
		

		(3)	Die	Geschäftsstelle	betreibt	ein	elektronisches	
Informationssystem	für	die	Aufgaben	aus	diesem	Ver-
trag	 und	 der	 auf	 seiner	 Grundlage	 getroffenen	 Ver-
einbarungen	sowie	zur	Entgegennahme	und	Weiter-
leitung	von	Informationen	nach	§	5	des	Vertrages	an	
die	Vertragspartner.	
		

		(4)	Der	Geschäftsstelle	können	weitere	Aufgaben	
durch	Beschluss	des	IT-Planungsrats	übertragen	wer-
den.	
		
		

			Abschnitt	II	
			

   Gemeinsame Standards und Sicherheits-
anforderungen, Informationsaustausch 

			
			§	3

    
				Festlegung	von	IT-Interoperabilitäts-	und

IT-Sicher	heitsstandards	
			

		(1)		1	Für	den	im	Rahmen	ihrer	Aufgabenerfüllung	
notwendigen	 Austausch	 von	 Daten	 zwischen	 dem	
Bund	und	den	Ländern	sollen	gemeinsame	Standards	
für	die	auszutauschenden	Datenobjekte,	Datenforma-
te	und	Standards	für	Verfahren,	die	zur	Datenübertra-
gung	erforderlich	sind,	sowie	IT-Sicherheitsstandards	
festgelegt	 werden.	 	2	Hierbei	 ist	 vorrangig	 auf	 beste-
hende	Marktstandards	abzustellen.	
		

		(2)		1	Beschlüsse	über	Standards	im	Sinne	des	Ab-
satz	1	werden	vom	IT-Planungsrat	mit	der	Zustimmung	
des	Bundes	und	einer	Mehrheit	von	elf	Ländern,	wel-
che	mindestens	zwei	Drittel	ihrer	Finanzierungsantei-
le	nach	dem	König	steiner	Schlüssel	abbildet,	gefasst,	
soweit	 dies	 zum	 bund-länderübergreifenden	 Daten-
austausch	oder	zur	Vereinheitlichung	des	Datenaus-
tauschs	der	öffentlichen	Verwaltung	mit	Bürgern	und	
Wirtschaft	notwendig	ist.		2	Diese	Beschlüsse	entfalten	
Bindungswirkung	 und	 werden	 vom	 Bund	 und	 den	
Ländern	innerhalb	jeweils	vom	IT-Planungsrat	festzu-
setzender	Fristen	in	ihren	jeweiligen	Verwaltungsräu-
men	umgesetzt.	
		

		(3)		1	Vor	einer	Beschlussfassung	über	verbindliche	
Standards	im	Sinne	des	Absatz	1	wird	auf	Antrag	des	
Bundes	oder	dreier	Länder	grundsätzlich	der	Bedarf	
für	 einen	 solchen	 Beschluss	 sowie	 die	 IT-fachliche	
Qualität	und	Widerspruchsfreiheit	des	vorgesehenen	
Standards	durch	eine	vom	IT-Planungsrat	bestimmte,	
unabhängige	 Einrichtung	 geprüft.	 	2	Die	 Einrichtung	
kann	in	ihre	Prüfung	weitere	Personen	oder	Einrich-
tungen,	 insbesondere	 Fachleute	 aus	 Wirtschaft	 und	
Wissenschaft,	 einbeziehen.	 	3	Der	 IT-Planungsrat	 ent-
scheidet	unter	Einbeziehung	der	Ergebnisse	der	Prü-

fung;	er	ist	dabei	nicht	an	die	Ergebnisse	der	Prüfung	
gebunden.	
   
    

				§	4
			

			Aufgaben	im	Bereich	Verbindungsnetz	
			

		Der	IT-Planungsrat	nimmt	die	Aufgaben	des	Ko-
ordinierungsgremiums	 nach	 Maßgabe	 des	 aufgrund	
von	 Artikel	 91c	 Absatz	 4	 Grundgesetz	 ergangenen	
Bundesgesetzes	wahr.	
		
		

			§	5
    

				Informationsaustausch	
			

		Der	Bund	und	die	Länder	 informieren	sich	mög-
lichst	frühzeitig	über	beabsichtigte	Vorhaben	zur	Ein-
richtung	 und	 Entwicklung	 informationstechnischer	
Systeme,	 um	 eine	 bedarfsgerechte	 Zusammenarbeit	
zu	ermöglichen.	
		
		

			Abschnitt	III
    

    Schlussbestimmungen 
			

			§	6
    

				Änderung,	Kündigung	
			

		(1)	Änderungen	dieses	Vertrages	bedürfen	einer	
einstimmigen	Entscheidung	der	Vertragspartner.	
		

		(2)		1	Dieser	Vertrag	kann	von	jedem	Vertragspart-
ner	 unter	 Einhaltung	 einer	 zweijährigen	 Frist	 zum	
Jahresende	 gekündigt	 werden.	 	2	Die	 Kündigung	 ist	
durch	 Kundgabe	 an	 die	 Geschäftsstelle	 für	 den	 IT-
Planungsrat	gegenüber	den	übrigen	Vertragspartnern	
schriftlich	zu	erklären.	
		

		(3)		1	Die	Kündigung	gilt	auch	für	die	auf	der	Grund-
lage	dieses	Vertrages	geschlossenen	Vereinbarungen.	
	2	Die	Kündigung	lässt	das	Bestehen	des	Vertrages	und	
der	auf	der	Grundlage	dieses	Vertrages	geschlossenen	
Vereinbarungen	für	die	übrigen	Vertragspartner	vor-
behaltlich	der	Regelung	des	§	7	Absatz	2	unberührt.	
		
		

			§	7
    
				Inkrafttreten,	Außerkrafttreten,	Übergangsregelung	

			
		(1)		1	Dieser	Vertrag	tritt	am	1.	April	2010	in	Kraft.	

	2	Sind	 bis	 zum	 31.	 März	 2010	 nicht	 mindestens	 drei-
zehn	Ratifi	kationsurkunden	bei	dem	der	Ministerprä-
sidentenkonferenz	vorsitzenden	Land	hinterlegt,	wird	
der	Vertrag	gegen	standslos.	
		

		(2)		1	Der	Vertrag	tritt	außer	Kraft,	wenn	die	Zahl	der	
Vertragspartner	 zehn	unterschreitet.	 	2	Für	diesen	Fall	
enden	 seine	 Wirkungen	 mit	 dem	 Ablauf	 der	 Kündi-
gungsfrist	des	zuletzt	kündigenden	Vertragspartners.	
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		(3)	 Die	 in	 diesem	 Vertrag	 vereinbarten	 Abstim-
mungsmechanismen	lösen	die	bisherigen	Gremien:	
		
			1.	 	„Arbeitskreis	 der	 Staatssekretäre	 für	 E-Govern-

ment	in	Bund	und	Ländern“	(St-Runde	Deutsch-
land	Online)	

		
			2.	 	„Kooperationsausschuss	 von	 Bund	 und	 Ländern	

für	 automatisierte	 Datenverarbeitung“	 (KoopA	
ADV)	

		
		sowie	 deren	 Untergremien	 ab	 und	 treten	 in	 deren	
Rechtsnachfolge	ein.	
		

		(4)	 	1	Bestehende	 Vereinbarungen	 der	 Beteiligten	
über	 die	 gemeinschaftliche	 Aufgabenerledigung	 im	
Bereich	informationstechnischer	Systeme	werden	von	
den	Bestimmungen	dieses	Vertrages	soweit	sie	diesen	
nicht	widersprechen	nicht	berührt.	 	2	Mit	dem	Außer-
krafttreten	bereits	bestehender	Vereinbarungen	wer-
den	 die	 Bestimmungen	 dieses	 Vertrages	 auf	 sie	 an-
wendbar.	
		
		
   Für die Bundesrepublik Deutschland:
			Berlin,	den	18.11.2009

		Dr.	Thomas	de		M	a	i	z	i	è	r	e
		
   Für das Land Baden-Württemberg:
			Stuttgart,	den	10.	11.	2009

		Günther		H.	O	e	t	t	i	n	g	e	r
		
   Für den Freistaat Bayern:
			Mainz,	den	30.10.2009

		Horst		S	e	e	h	o	f	e	r
		
   Für das Land Berlin:
			Mainz,	den	30.10.2009

		Klaus		W	o	w	e	r	e	i	t
		
   Für das Land Brandenburg:
			Potsdam,	den	4.11.2009

		Matthias		P	l	a	t	z	e	c	k
		

   Für die Freie Hansestadt Bremen:
			Mainz,	den	30.10.2009

		Jens		B	ö	h	r	n	s	e	n
		
   Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
			Mainz,	den	30.10.2009

		Ole		v	o	n		B	e	u	s	t
		
   Für das Land Hessen:
			Mainz,	den	30.10.2009

		Roland		K	o	c	h
		
   Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
			Mainz,	den	30.10.2009

		Erwin		S	e	l	l	e	r	i	n	g
   
    Für das Land Niedersachsen:
			Mainz,	den	30.10.2009

		Christian		W	u	l	f	f
		
   Für das Land Nordrhein-Westfalen:
			Mainz,	den	30.10.2009

		Dr.	Jürgen		R	ü	t	t	g	e	r	s
		
   Für das Land Rheinland-Pfalz:
			Mainz,	den	30.10.2009

		Kurt		B	e	c	k
		
   Für das Saarland:
			Mainz,	den	30.10.2009

		Peter		M	ü	l	l	e	r
		
   Für den Freistaat Sachsen:
			Mainz,	den	30.10.2009

		Stanislaw		T	i	l	l	i	c	h
		
   Für das Land Sachsen-Anhalt:
			Mainz,	den	30.10.2009

		Prof.	Dr.	Wolfgang		B	ö	h	m	e	r
		
   Für das Land Schleswig-Holstein:
			Mainz,	den	30.10.2009

		Peter	Harry		C	a	r	s	t	e	n	s	e	n
		
   Für den Freistaat Thüringen:
			Erfurt,	den	20.11.2009

		Christine		L	i	e	b	e	r	k	n	e	c	h	t	
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 A. Verbindungsnetz 
		
			1.	 	Bund	und	Länder	tragen	gemeinsam	die	Verant-

wortung	für	ein	künftiges	Verbindungsnetz.	
		

			a)	 	Gemeinsam	werden	festgelegt:	
		

			–	 	die	Anforderungen	 (z.B.	hinsichtlich	Da-
tenschutz,	 Sicherheit),	 die	 vom	 Verbin-
dungsnetz	zu	erfüllen	sind,	

		
			–	 	die	anzubietenden	Anschlussklassen	(in-

klusive	 beispielsweise	 Bandbreiten,	 Ver-
fügbarkeiten),	

		
			–	 	das	Minimum	anzubietender	Dienste,	

		
			–	 	die	Anschlussbedingungen,	

		
			–	 	die	Kostenhöhe	und	-verteilung,	

		
			–	 	das	Verfahren	bei	Eilentscheidungen.	

		
			b)	 	In	diesem	Rahmen	betreibt	der	Bund	das	Ver-

bindungsnetz	und	setzt	dabei	die	gemeinsa-
men	Festlegungen	um.	

		
			2.	 	Die	Länder	haben	gemeinsam	mit	dem	Bund	den	

DOI-Netz	 e.V.	 gegründet.	 Von	 diesem	 wird	 ge-
genwärtig	ein	Verbindungsnetz	vergeben.	Diese	
Lösung	 soll	 zum	 nächstmöglichen	 Zeitpunkt	 in	
die	neuen	Strukturen	überführt	werden.	

		
			3.	 	Der	 Bund	 betreibt	 gegenwärtig	 die	 Neugestal-

tung	 seiner	 IT-Netze	 in	 einer	 modularen	 Archi-
tektur	und	auf	der	Grundlage	eines	Transportnet-
zes	 auf	 Basis	 von	 Dark	 Fibre.	 Dies	 geschieht	 in	
ausschließlicher	Zuständigkeit	des	Bundes.	Unter	
Nutzung	 des	 Transportnetzes	 dieser	 ohnehin	 im	
Aufbau	befi	ndlichen	bundesweiten	 IT-Netzinfra-
struktur	 kann	 das	 Verbindungsnetz	 als	 eigenes	
VPN	 (einschließlich	Zugangsnetz)	 realisiert	wer-
den.	Möglich	ist	außerdem	die	optionale	Nutzung	
von	Diensten	aus	dem	Portfolio	(Warenkorb)	des	
Projektes	„Netze	des	Bundes“.	

		
			4.	 	Der	 Bund	 ist	 die	 Vergabestelle	 für	 das	 Verbin-

dungsnetz.	Als	Vergabestelle	ist	der	Bund	für	die	
rechtlich	korrekte	Durchführung	der	Vergabe	in-
klusive	der	Wahl	des	Vergabeverfahrens	verant-
wortlich	 und	 wird	 nach	 dem	 Zuschlag	 Vertrags-
partner	des	Auftragnehmers.	

		
			5.	 	Die	Vergabeunterlagen	werden	vom	Bund	im	Be-

nehmen	mit	einem	vom	IT-Planungsrat	eingesetz-
ten	Arbeitsgremium	aus	3	Ländervertretern	fertig	
gestellt.	

		

			6.	 	Zur	Beteiligung	der	Länder	werden	die	Entwürfe	
der	 Vergabeunterlagen	 (inklusive	 Bewertungs-
matrix)	recht	zeitig	vor	der	Veröffentlichung	(z.	B.	
in	 sogenannten	 „Leseräumen“	1)		 zur	 Einsicht	 be-
reit	gestellt.	Dies	dient	zum	einen	der	Information	
der	Länder	über	die	Umsetzung	der	gemeinsam	
festgelegten	 Anforderungen,	 zum	 anderen	 kann	
so	 der	 dort	 vorhandene	 Sachverstand	 in	 die	 Er-
stellung	der	Vergabeunterlagen	einfl	ießen.	

		
			7.	 	Sollten	 durch	 Anforderungen	 des	 Bundes,	 die	

über	 die	 gemeinsam	 festgelegten	 Anforderun-
gen	 hinausgehen,	 zusätzliche	 Kosten	 entstehen,	
so	sind	diese	vom	Bund	zu	tragen.	Das	Verfahren	
zur	 Feststellung	 der	 Zusatzkosten	 regelt	 der	 IT-
Planungsrat	2)	.	

		
			8.	 	Um	 auch	 im	 laufenden	 Betrieb	 eine	 Beteiligung	

der	 Länder	 sicher	 zu	 stellen,	 beauftragt	 der	 IT-
Planungsrat	das	dreiköpfi	ge	Arbeitsgremium	da-
mit,	die	Interessen	der	Länder	bei	der	Steuerung	
des	 Betriebs	 einzubringen.	 Dies	 betrifft	 insbe-
sondere	grundsätzlichere	Fragen	der	Steuerung.	
Operative	Fragen	(z.	B.	die	Bestellung	eines	neuen	
Anschlusses,	 die	 Veränderung	 einer	 Anschluss-
klasse,	die	Zubuchung	eines	optionalen	Dienstes	
etc.)	 werden	 hingegen	 über	 dafür	 geschaffene	
Prozesse	abgewickelt.	

		
  B. IT-Steuerung 
		
			1.	 	Ein	neues	System	der	IT-Koordinierung	von	Bund	

und	 Ländern	 soll	 die	 bisherigen	 Gremien	 	 „Ar-
beitskreis	 der	 Staatssekretäre	 für	 E-Government	
in	 Bund	 und	 Ländern“	 (St-Runde	 Deutschland-
Online)	sowie	„Kooperationsausschuss	von	Bund	
und	 Ländern	 für	 automatisierte	 Datenverarbei-
tung“	(KoopA	ADV)	sowie	alle	Untergremien	ab-
lösen.	

		
			2.	 	Die	dauerhafte	neue	Struktur	besteht	aus	einem		

„IT-Planungsrat“,	 in	 dem	 der	 Beauftragte	 der	
Bundesregierung	für	Informationstechnik,	die	für	
IT	zuständigen	Vertreter	der	Länder,	Vertreter	der	
drei	kommunalen	Spitzenverbände	(ohne	Stimm-
recht)	und	der	Bundesbeauftragte	für	den	Daten-
schutz	und	die	Informationsfreiheit	(ohne	Stimm-
recht)	vertreten	sind.	Der	IT-Pla	nungs	rat	berichtet	
an	die	Konferenz	der	Regierungschefs	von	Bund	
und	Ländern.	

		
		1)		 „Leseräume“	stellen	angesichts	der	Zahl	der	Beteiligten	

sicher,	dass	die	vertraulichen	Dokumente	nicht	vor	der	
Veröffentlichung	bekannt	werden	und	so	das	Vergabe-
verfahren	gefährden.

		
			2)		 Das	 Antragsrecht	 zur	 Durchführung	 dieses	 Verfahrens	

haben	der	Bund	oder	drei	Länder.
	

  Anhang 
		

  „Gemeinsames Grundverständnis der technischen und organisatorischen Ausgestaltung der 
Bund-Länder-Zusammenarbeit bei dem Verbindungsnetz und der IT-Steuerung“ 
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			3.	 	Den	 Vorsitz	 übernehmen	 im	 jährlichen	 Wechsel	
Bund	und	Länder.	Die	Länder	regeln	die	Rotation	
des	Vorsitzes	untereinander.	

		
			4.	 	Die	bisherige	Geschäftsstelle	Deutschland-Online	

im	Bundesministerium	des	Innern	wird	Geschäfts-
stelle	des	IT-Planungsrates.	Die	Finanzierung	der	
Geschäftsstelle	 übernimmt	 zur	 Hälfte	 der	 Bund,	
zur	Hälfte	übernehmen	sie	die	Länder	nach	dem	
Königsteiner	Schlüssel.	

		
			5.	 	Der	IT-Planungsrat	hat	folgende	Aufgaben:	
		

			a)	 	Koordinierung	der	Zusammenarbeit	von	Bund	
und	Ländern	in	Fragen	der	Informationstech-
nik,	

		
			b)		 Beschlussfassung	über	fachunabhängige	oder	

fachübergreifende	 IT-Interoperabilitäts-	 und	
IT-Sicher	heitsstandards,	

		

			c)		 Steuerung	von	E-Government-Projekten,	die	
dem	 IT-Planungsrat	 von	 der	 Konferenz	 der	
Regierungschefs	 von	 Bund	 und	 Ländern	 zu-
gewiesen	werden,	

		

			d)		 Planung	und	Weiterentwicklung	des	Verbin-
dungsnetzes	 inklusive	 gemeinsamer	 Festle-
gung	gemäß	Ziffer	A.	1	a)	und	Überwachung	
der	Umsetzung	der	gemeinsamen	Festlegun-
gen,	

		

			e)		 Einsetzung	 eines	 Arbeitsgremiums	 zur	 Be-
fassung	mit	Vergabeunterlagen	(Einzelheiten	
unter	A.	6)	und	grundsätzlicher	Steuerung	(A.	
9).	

		
			6.	 	IT-Interoperabilitäts-	 und	 IT-Sicherheitsstan-

dards	
		

			–	 	werden	vom	IT-Planungsrat	mit	einfacher	
Mehrheit	als	Empfehlung	für	die	öffentli-
che	Verwaltung	beschlossen;	

		
			–	 	werden	vom	IT-Planungsrat	mit	noch	aus-

zugestaltender,	 qualifi	zierter	 Mehrheit	
beschlossen,	soweit	sie	zum	bund-länder-
übergreifenden	Datenaustausch	oder	zur	
Vereinheitlichung	 des	 Datenaustausches	
der	öffentlichen	Verwaltung	mit	Bürgern	
und	Wirtschaft	erforderlich	sind;	 sie	ent-
falten	 Bindungswirkung,	 welche	 vom	
Bund	und	von	den	Ländern	innerhalb	von	
jeweils	vom	IT-Planungsrat	 festzusetzen-
den	 Fristen	 in	 ihren	 jeweiligen	 Verwal-
tungsräumen	umgesetzt	wird.	

		
			7.	 	Der	 IT-Planungsrat	 beteiligt	 die	 jeweilige	 Fach-

ministerkonferenz,	 soweit	 deren	 Fachplanungen	
betroffen	sind.	

		
			8.	 	Vor	der	Beschlussfassung	im	IT-Planungsrat	stim-

men	die	Vertreter	von	Bund	und	Ländern	die	zu	
fassenden	 Beschlüsse	 innerhalb	 ihrer	 Regierung	
ab	bzw.	führen	–	soweit	erforderlich	–	eine	Befas-
sung	des	jeweiligen	Kabinetts	herbei.	

		
			9.	 	Vor	 einer	 Beschlussfassung	 über	 verbindliche	

Standards	wird	grundsätzlich	der	Bedarf	für	einen	
solchen	Beschluss	 sowie	die	 IT-fachliche	Qualität	
und	Widerspruchsfreiheit	des	vorgesehenen	Stan-
dards	 durch	 eine	 vom	 IT-Planungsrat	 bestimmte	
unabhängige	 Einrichtung	 geprüft,	 diese	 kann	 in	
ihre	 Prüfung	 Wirtschaft	 und	 Wissenschaft	 einbe-
ziehen.	Der	IT-Planungsrat	entscheidet	unter	Ein-
beziehung	der	Ergebnisse	der	Prüfung;	er	ist	dabei	
nicht	an	die	Ergebnisse	der	Prüfung	gebunden.	
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Bekanntmachung
des Dreizehnten Staatsvertrags  

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge  
(Dreizehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Vom 15. März 2010

1Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	6/2010

Das	Land	Baden-Württemberg,

der	Freistaat	Bayern,

das	Land	Berlin,

das	Land	Brandenburg,

die	Freie	Hansestadt	Bremen,

die	Freie	und	Hansestadt	Hamburg,

das	Land	Hessen,

das	Land	Mecklenburg-Vorpommern,

das	Land	Niedersachsen,

das	Land	Nordrhein-Westfalen,

das	Land	Rheinland-Pfalz,

das	Saarland,

der	Freistaat	Sachsen,

das	Land	Sachsen-Anhalt,

das	Land	Schleswig-Holstein	und

der	Freistaat	Thüringen

schließen,	 zugleich	 zur	 Umsetzung	 der	 Richtlinie	
2007/65/EG	 des	 Europäischen	 Parlaments	 und	 des	
Rates	 vom	 11.	 De	zember	 2007	 zur	 Änderung	 der	
Richtlinie	 89/552/EWG	 des	 Rates	 zur	 Koordinierung	
bestimmter	Rechts-	und	Verwaltungsvorschriften	der	
Mitgliedstaaten	über	die	Ausübung	der	Fernsehtätig-
keit,	nachstehenden	Staatsvertrag:

Artikel	1

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der	Rundfunkstaatsvertrag	vom	31.	August	1991,	
zuletzt	geändert	durch	den	Zwölften	Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag	vom	18.	Dezember	2008,	wird	wie	
folgt	geändert:

1.	 Das	Inhaltsverzeichnis	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 §	7	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„§	7	Werbegrundsätze,	Kennzeichnungspfl	ich-
ten“.

2251-6-S	,	2251-16-S	

Bekanntmachung
des Dreizehnten Staatsvertrags 

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Dreizehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Vom 15. März 2010

Der	 Landtag	 des	 Freistaates	 Bayern	 hat	 mit	 Be-
schluss	 vom	 11.	 März	 2010	 dem	 im	 Zeitraum	 vom
30.	Oktober	2009	bis	20.	November	2009	unterzeich-
neten	Dreizehnten	Staatsvertrag	zur	Änderung	rund-
funkrechtlicher	 Staatsverträge	 (Dreizehnter	 Rund-
funkänderungsstaatsvertrag)	zugestimmt.	Der	Staats-
vertrag	wird	nachstehend	bekannt	gemacht.	

München,	den	15.	März	2010

Der Bayerische Ministerpräsident

																			Horst		S	e	e	h	o	f	e	r

Dreizehnter Staatsvertrag 
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge

(Dreizehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)
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b)	 Es	wird	folgender	neuer	§	7a	eingefügt:

„§	7a	Einfügung	von	Werbung	und	Teleshop-
ping“.

c)	 §	15	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„§	15	Zulässige	Produktplatzierung“.

d)	 §	44	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„§	44	Zulässige	Produktplatzierung“.

e)	 §	45	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„§	45	Dauer	der	Fernsehwerbung“.

f)	 §	45a	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„§	 45a	 Teleshopping-Fenster	 und	 Eigenwer-
bekanäle.“

g)	 §	45b	wird	gestrichen.

h)	 §	58	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„§	58	Werbung,	Sponsoring,	fernsehähnliche	
Tele	medien,	Gewinnspiele“.

i)	 §	63	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„§	63	Übergangsbestimmung	für	Produktplat-
zierungen“.

j)	 Es	wird	folgender	neuer	§	64	eingefügt:

„§	64	Regelung	für	Bayern“.

2.	 §	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Es	wird	folgender	neuer	Absatz	3	eingefügt:

„(3)	 Für	 Fernsehveranstalter,	 sofern	 sie	
nicht	 bereits	 aufgrund	 der	 Niederlassung	
deutscher	 Rechtshoheit	 unterliegen,	 gelten	
dieser	Staatsvertrag	und	die	landesrechtlichen	
Vorschriften	auch,	wenn	eine	in	Deutschland	
gelegene	Satelliten-Bodenstation	für	die	Auf-
wärtsstrecke	 genutzt	 wird.	 Ohne	 eine	 Satel-
liten-Bodenstation	für	die	Aufwärtsstrecke	in	
einem	 Staat	 innerhalb	 des	 Geltungsbereichs	
der	 Richtlinie	 89/552/EWG	 des	 Rates	 vom
3.	Oktober	1989	zur	Koordinierung	bestimm-
ter	 Rechts-	 und	 Verwaltungsvorschriften	
der	 Mitgliedstaaten	 über	 die	 Ausübung	 der	
Fernsehtätigkeit	(ABl.	L	298	vom	17. Oktober	
1989,	S.	23),	zuletzt	geändert	durch	Richtlinie	
2007/65/EG	 des	 Europäischen	 Parlaments	
und	 des	 Rates	 vom	 11.  Dezember	 2007	 zur	
Änderung	der	Richtlinie	89/552/EWG	des	Ra-
tes	zur	Koordinierung	bestimmter	Rechts-	und	
Verwaltungsvorschriften	 der	 Mitgliedstaaten	
über	die	Ausübung	der	Fernsehtätigkeit	(ABl.	
L	332	vom	18.	Dezember	2007,	S.	27)	−	Richt-

linie	89/552/EWG	−	ist	deutsches	Recht	auch	
anwend	bar	 bei	 der	 Nutzung	 einer	 Deutsch-
land	 zugewiesenen	 Satelliten-Übertragungs-
kapazität.	Dies	gilt	nicht	für	Angebote,	die	

1.	 ausschließlich	 zum	 Empfang	 in	 Drittlän-
dern	bestimmt	sind	und	

2.	 nicht	unmittelbar	oder	mittelbar	von	der	
Allgemeinheit	 mit	 handelsüblichen	 Ver-
braucherendgeräten	 in	 einem	 Staat	 in-
nerhalb	 des	 Geltungsbereichs	 der	 Richt-
linie	89/552/EWG	em	pfangen	werden.“

b)	 Der	 bisherige	 Absatz	 3	 wird	 der	 neue	 Ab-
satz 4.

3.	 §	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Absatz	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Nummer	7	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„7.	 Werbung	 jede	 Äußerung	 bei	 der	
Ausübung	 eines	 Handels,	 Gewer-
bes,	 Handwerks	 oder	 freien	 Berufs,	
die	 im	 Rundfunk	 von	 einem	 öffent-
lich-rechtlichen	 oder	 einem	 privaten	
Veranstalter	 oder	 einer	 natürlichen	
Person	entweder	gegen	Entgelt	oder	
eine	ähnliche	Gegenleistung	oder	als	
Eigenwerbung	 gesendet	 wird,	 mit	
dem	Ziel,	den	Absatz	von	Waren	oder	
die	Erbringung	von	Dienstleistungen,	
einschließlich	unbeweglicher	Sachen,	
Rechte	 und	 Verpfl	ichtungen,	 gegen	
Entgelt	 zu	 fördern.	 §  7	Abs.  9	bleibt	
unberührt,“.

bb)	Nummer	8	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„8.	 Schleichwerbung	 die	 Erwähnung	
oder	Darstellung	von	Waren,	Dienst-
leistungen,	Namen,	Marken	oder	Tä-
tigkeiten	eines	Herstellers	von	Waren	
oder	eines	Erbringers	von	Dienstleis-
tungen	in	Sendungen,	wenn	sie	vom	
Veranstalter	 absichtlich	 zu	 Werbe-
zwecken	vorgesehen	ist	und	mangels	
Kennzeichnung	 die	 Allgemeinheit	
hinsichtlich	des	eigentlichen	Zweckes	
dieser	 Erwähnung	 oder	 Darstellung	
irreführen	 kann.	 Eine	 Erwähnung	
oder	 Darstellung	 gilt	 insbesondere	
dann	als	zu	Werbezwecken	beabsich-
tigt,	wenn	sie	gegen	Entgelt	oder	eine	
ähnliche	Gegenleistung	erfolgt,“.

cc)	 Es	wird	folgende	neue	Nummer	11	einge-
fügt:

„11.	Produktplatzierung	die	gekennzeich-
nete	 Erwähnung	 oder	 Darstellung	
von	Waren,	Dienstleistungen,	Namen,	
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Marken,	 Tätig	keiten	 eines	 Herstel-
lers	von	Waren	oder	eines	Erbringers	
von	 Dienstleistungen	 in	 Sendungen	
gegen	 Entgelt	 oder	 eine	 ähnliche	
Gegenleistung	mit	dem	Ziel	der	Ab-
satzförderung.	Die	kostenlose	Bereit-
stellung	 von	 Waren	 oder	 Dienstleis-
tungen	ist	Produktplatzierung,	sofern	
die	betreffende	Ware	oder	Dienstleis-
tung	von	bedeutendem	Wert	ist,“.

dd)	Die	bisherigen	Nummern	11	bis	19	wer-
den	die	neuen	Nummern	12	bis	20.

b)	 Absatz	3	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Nummer	4	wird	das	Komma	durch	das	
Wort	„oder“	ersetzt.

bb)	In	Nummer	5	wird	das	Wort	„oder“	durch	
einen	Punkt	ersetzt.

cc)	 Nummer	6	wird	gestrichen.

4.	 §	7	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Die	Überschrift	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

	 „§	7

	 Werbegrundsätze,	Kennzeichnungspfl	ichten“.

b)	 Absatz	1	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„(1)	 Werbung	 und	 Teleshopping	 dürfen	
nicht

1.	 die	Menschenwürde	verletzen,

2.	 Diskriminierungen	 aufgrund	 von	 Ge-
schlecht,	Rasse	oder	ethnischer	Herkunft,	
Staatsangehörigkeit,	Religion	oder	Glau-
ben,	 Behinderung,	 Alter	 oder	 sexueller	
Orientierung	beinhalten	oder	fördern,

3.	 irreführen	 oder	 den	 Interessen	 der	 Ver-
braucher	schaden	oder

4.	 Verhaltensweisen	 fördern,	 die	 die	 Ge-
sundheit	oder	Sicherheit	sowie	in	hohem	
Maße	 den	 Schutz	 der	 Umwelt	 gefähr-
den.“

c)	 Absatz	3	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„(3)	 Werbung	 und	 Teleshopping	 müssen	
als	 solche	 leicht	 erkennbar	 und	 vom	 redak-
tionellen	 Inhalt	 unterscheidbar	 sein.	 In	 der	
Werbung	und	 im	Teleshopping	dürfen	keine	
Techniken	 der	 unterschwelligen	 Beeinfl	us-
sung	 eingesetzt	 werden.	 Auch	 bei	 Einsatz	
neuer	 Werbetechniken	 müssen	 Werbung	
und	Teleshopping	dem	Medium	angemessen	
durch	 optische	 oder	 akustische	 Mittel	 oder	

räumlich	 eindeutig	 von	 anderen	 Sendungs-
teilen	abgesetzt	sein.“

d)	 Absatz	4	Satz	3	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„§	7a	Abs.	1	gilt	entsprechend.“

e)	 Absatz	6	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Satz	1	wird	gestrichen.

bb)	Die	bisherigen	Sätze	2	und	3	werden	die	
neuen	Sätze	1	und	2.

cc)	 Der	bisherige	Satz	4	wird	der	neue	Satz	3	
und	wie	folgt	gefasst:

„Satz	1	gilt	auch	für	Teleshopping.“

f)	 Es	wird	folgender	neuer	Absatz	7	eingefügt:

„(7)	 Schleichwerbung,	 Produkt-	 und	 The-
menplatzierung	 sowie	 entsprechende	 Prakti-
ken	sind	unzulässig.	Soweit	 in	den	§§	15	und	
44	Ausnahmen	zugelassen	sind,	muss	Produkt-
platzierung	folgende	Voraussetzungen	erfüllen:

1.	 Die	redaktionelle	Verantwortung	und	Un-
abhängigkeit	hinsichtlich	Inhalt	und	Sen-
deplatz	müssen	unbeeinträchtigt	bleiben,

2.	 die	 Produktplatzierung	 darf	 nicht	 un-
mittelbar	 zu	Kauf,	Miete	oder	Pacht	von	
Waren	oder	Dienstleistungen	auffordern,	
insbesondere	 nicht	 durch	 spezielle	 ver-
kaufsfördernde	Hinweise	auf	diese	Waren	
oder	Dienstleistungen,	und

3.	 das	Produkt	darf	nicht	zu	stark	herausge-
stellt	werden;	dies	gilt	auch	für	kostenlos	
zur	 Verfügung	 gestellte	 geringwertige	
Güter.

Auf	 eine	 Produktplatzierung	 ist	 eindeutig	
hinzuweisen.	Sie	ist	zu	Beginn	und	zum	Ende	
einer	 Sendung	 sowie	 bei	 deren	 Fortsetzung	
nach	einer	Werbeunterbrechung	oder	im	Hör-
funk	durch	einen	gleichwertigen	Hinweis	an-
gemessen	 zu	 kennzeichnen.	 Die	 Kennzeich-
nungspfl	icht	entfällt	für	Sendungen,	die	nicht	
vom	 Veranstalter	 selbst	 oder	 von	 einem	 mit	
dem	Veranstalter	verbundenen	Unternehmen	
produziert	 oder	 in	 Auftrag	 gegeben	 worden	
sind,	 wenn	 nicht	 mit	 zumutbarem	 Aufwand	
ermittelbar	 ist,	 ob	 Produktplatzierung	 ent-
halten	ist;	hierauf	ist	hinzuweisen.	Die	in	der	
ARD	 zusammengeschlossenen	 Landesrund-
funkanstalten,	 das	 ZDF	 und	 die	 Landesme-
dienanstalten	 legen	 eine	 einheitliche	 Kenn-
zeichnung	fest.“

g)	 Die	 bisherigen	 Absätze	 7	 und	 8	 werden	 die	
neuen	Absätze	8	und	9.



148 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 6/20104 Bayerisches	Gesetz-	und	Verordnungsblatt	Nr.	6/2010

h)	 Es	wird	folgender	neuer	Absatz	10	angefügt:

„(10)	 Werbung	 und	 Teleshopping	 für	 al-
koholische	Getränke	dürfen	den	über	mäßigen	
Genuss	solcher	Getränke	nicht	fördern.“

i)	 Es	wird	folgender	neuer	Absatz	11	angefügt:

„(11)	Die	Absätze	1	bis	10	gelten	auch	für	
Teleshoppingkanäle.“

5.	 Es	wird	folgender	neuer	§	7a	eingefügt:

	 „§	7a

	 Einfügung	von	Werbung	und	Teleshopping

(1)	Übertragungen	von	Gottesdiensten	sowie	
Sendungen	 für	 Kinder	 dürfen	 nicht	 durch	 Wer-
bung	oder	Teleshopping-Spots	unterbrochen	wer-
den.

(2)	Einzeln	gesendete	Werbe-	und	Teleshop-
ping-Spots	 im	Fernsehen	müssen	die	Ausnahme	
bleiben;	dies	gilt	nicht	bei	der	Übertragung	von	
Sportveranstaltungen.	Die	Einfügung	von	Werbe-	
oder	 Teleshopping-Spots	 im	 Fernsehen	 darf	 den	
Zusammenhang	 von	 Sendungen	 unter	 Berück-
sichtigung	 der	 natürlichen	 Sendeunterbrechun-
gen	 sowie	 der	 Dauer	 und	 der	 Art	 der	 Sendung	
nicht	beeinträchtigen	noch	die	Rechte	von	Rechte-
inhabern	verletzen.

(3)	 Filme	 mit	 Ausnahme	 von	 Serien,	 Reihen	
und	 Dokumentarfi	lmen	 sowie	 Kinofi	lme	 und	
Nachrichtensendungen	 dürfen	 für	 jeden	 pro-
grammierten	Zeitraum	von	mindestens	30	Minu-
ten	 einmal	 für	 Fernsehwerbung	 oder	 Teleshop-
ping	unterbrochen	werden.

(4)	 Richten	 sich	 Werbung	 oder	 Teleshop-
ping-Spots	 in	 einem	 Fernsehprogramm	 eigens	
und	häufi	g	an	Zuschauer	eines	anderen	Staates,	
der	 das	 Europäische	 Übereinkommen	 über	 das	
grenzüberschreitende	 Fernsehen	 ratifi	ziert	 hat	
und	 nicht	 Mitglied	 der	 Europäischen	 Union	 ist,	
so	 dürfen	 die	 für	 die	 Fernsehwerbung	 oder	 das	
Teleshopping	 dort	 geltenden	 Vorschriften	 nicht	
umgangen	 werden.	 Satz	 1	 gilt	 nicht,	 wenn	 die	
Vor	schriften	dieses	Staatsvertrages	über	die	Wer-
bung	oder	das	Teleshopping	strenger	sind	als	jene	
Vorschriften,	 die	 in	 dem	 betreffenden	 Staat	 gel-
ten,	ferner	nicht,	wenn	mit	dem	betroffenen	Staat	
Übereinkünfte	 auf	 diesem	 Gebiet	 geschlossen	
wurden.“

6.	 §	8	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Absatz	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	werden	nach	dem	Wort	„Kürze“	
die	Wörter	„und	in	angemessener	Weise“	
eingefügt.

bb)	In	Satz	2	werden	nach	dem	Wort	„Marke“	
ein	Komma	und	die	Wörter	„ein	anderes	
Symbol	des	Sponsors,	ein	Hinweis	auf	sei-
ne	 Produkte	 oder	 Dienstleistungen	 oder	
ein	entsprechendes	unterscheidungskräf-
tiges	Zeichen“	eingefügt.

b)	 In	 Absatz	 2	 wird	 vor	 dem	 Wort	 „Verantwor-
tung“	das	Wort	„redaktionelle“	eingefügt	und	
die	Wörter	„die	redaktionelle“	vor	dem	Wort	
„Unabhängigkeit“	werden	gestrichen.

c)	 In	Absatz	4	werden	nach	dem	Wort	„Herstel-
lung“	die	Wörter	„oder	der	Verkauf“	eingefügt.

d)	 Absatz	6	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	 Satz	 1	 werden	 die	 Wörter	 „zum	 poli-
tischen	Zeitgeschehen“	durch	die	Wörter	
„zur	politischen	Information“	ersetzt.

bb)	Es	wird	folgender	neuer	Satz	2	angefügt:

„In	Kindersendungen	und	Sendungen	re-
ligiösen	Inhalts	ist	das	Zeigen	von	Spon-
sorenlogos	untersagt.“

e)	 Es	wird	folgender	neuer	Absatz	8	angefügt:

„(8)	§	7	Abs.	1,	3	und	Abs.	8	bis	10	gelten	
entsprechend.“

7.	 §	9b	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Der	 bisherige	 Text	 wird	 Absatz	 1	 und	 die	
Wörter	„zuletzt	geändert	durch	die“	werden	
durch	die	Wörter	„in	der	Fassung	der“	ersetzt.

b)	 Es	wird	folgender	neuer	Absatz	2	eingefügt:

„(2)	 Rundfunkveranstalter	 haben	 fol-
gende	 Informationen	 im	 Rahmen	 ihres	 Ge-
samtangebots	leicht,	unmittelbar	und	ständig	
zugänglich	zu	machen:

1.	 Name	und	geografi	sche	Anschrift,

2.	 Angaben,	die	eine	schnelle	und	unmittel-
bare	Kontaktaufnahme	und	eine	effi	zien-
te	Kommunikation	ermöglichen	und

3.	 zuständige	Aufsicht.“

8.	 §	11c	Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Es	wird	folgender	neuer	Satz	2	eingefügt:

„Das	Landesrecht	kann	vorsehen,	dass	die	je-
weilige	 Landesrundfunkanstalt	 zusätzlich	 so	
viele	 digitale	 terrestrische	 Hörfunkprogram-
me	veranstaltet	wie	sie	Länder	versorgt.“

b)	 Die	bisherigen	Sätze	2	bis	5	werden	die	neuen	
Sätze	3	bis	6.
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9.	 §	15	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

	 „§	15

	 Zulässige	Produktplatzierung

Abweichend	von	§	7	Abs.	7	Satz	1	ist	Produkt-
platzierung	im	Rundfunk	zulässig

1.	 in	 Kinofi	lmen,	 Filmen	 und	 Serien,	 Sportsen-
dungen	 und	 Sendungen	 der	 leichten	 Unter-
haltung,	 die	 nicht	 vom	 Veranstalter	 selbst	
oder	von	einem	mit	dem	Veranstalter	verbun-
denen	Unternehmen	produziert	oder	 in	Auf-
trag	gegeben	wurden,	sofern	es	sich	nicht	um	
Sendungen	für	Kinder	handelt,	oder

2.	 wenn	 kein	 Entgelt	 geleistet	 wird,	 sondern	
lediglich	 bestimmte	 Waren	 oder	 Dienstleis-
tungen,	wie	Produktionshilfen	und	Preise,	im	
Hinblick	auf	 ihre	Einbeziehung	 in	eine	Sen-
dung	 kostenlos	 bereitgestellt	 werden,	 sofern	
es	 sich	 nicht	 um	 Nachrichten,	 Sendungen	
zum	 politischen	 Zeitgeschehen,	 Ratgeber-	
und	 Verbrauchersendungen,	 Sendungen	 für	
Kinder	oder	Übertragungen	von	Gottesdiens-
ten	handelt.

Keine	Sendungen	der	leichten	Unterhaltung	sind	
insbesondere	Sendungen,	die	neben	unterhalten-
den	 Elementen	 im	 Wesentlichen	 informierenden	
Charakter	 haben,	 Verbrauchersendungen	 und	
Ratgebersendungen	 mit	 Unterhaltungselemen-
ten.“

10.	 §	16	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Absatz	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Es	wird	folgender	neuer	Satz	2	eingefügt:

„Nicht	angerechnet	werden	auf	die	zuläs-
sigen	 Werbezeiten	 Sendezeiten	 mit	 Pro-
duktplatzierungen	und	Sponsorhinweise.“

bb)	Die	bisherigen	Sätze	2	bis	4	werden	die	
neuen	Sätze	3	bis	5.

b)	 In	Absatz	4	werden	nach	dem	Wort	„Program-
me“	die	Wörter	„und	Sendungen“	sowie	nach	
dem	 Wort	 „Programmen“	 die	 Wörter	 „und	
Sendungen“	eingefügt.

11.	 §	16f	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

	 „§	16f

	 Richtlinien

Die	 in	 der	 ARD	 zusammengeschlossenen	
Landesrundfunkanstalten	 und	 das	 ZDF	 erlassen	
Richtlinien	zur	Durchführung	der	§§	7,	7a,	8,	8a,	
15	und	16.	In	der	Richtlinie	zu	§	8a	sind	insbeson-
dere	die	Bedingungen	zur	Teilnahme	Minderjäh-

riger	näher	zu	bestimmen.	Die	in	der	ARD	zusam-
mengeschlossenen	Landesrundfunkanstalten	und	
das	 ZDF	 stellen	 hierzu	 das	 Benehmen	 mit	 den	
Landesmedienanstalten	her	und	führen	einen	ge-
meinsamen	 Erfahrungsaustausch	 in	 der	 Anwen-
dung	dieser	Richtlinien	durch.	In	der	Richtlinie	zu	
§	7	Abs.	7	und	§	15	ist	näher	zu	bestimmen,	unter	
welchen	Voraussetzungen,	 in	welchen	Formaten	
und	in	welchem	Umfang	unentgeltliche	Produkt-
platzierung	 stattfi	nden	 kann,	 wie	 die	 Unabhän-
gigkeit	 der	 Produzenten	 und	 Redaktionen	 gesi-
chert	und	eine	ungebührliche	Herausstellung	des	
Produkts	vermieden	wird.	Die	Sätze	1	bis	4	gel-
ten	für	die	Richtlinien	des	Deutschlandradios	zur	
Durchführung	der	§§	7,	8a	und	15	entsprechend.“

12.	 §	25	Abs.	4	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Satz	4	wird	wie	folgt	ergänzt:

„es	sei	denn,	zum	31.	Dezember	2009	beste-
hende	 landesrechtliche	 Regelungen	 stellen	
die	Unabhängigkeit	in	anderer	Weise	sicher.“

b)	 Es	werden	folgende	neue	Sätze	5	und	6	ein-
gefügt:

„Zum	31. Dezember	2009	bestehende	Zulas-
sungen	 bleiben	 unberührt.	 Eine	 Verlänge-
rung	ist	zulässig.“

c)	 Die	bisherigen	Sätze	5	und	6	werden	die	neu-
en	Sätze	7	und	8.

13.	 In	§	40	Abs.	1	Satz	2	wird	die	Jahreszahl	„2010“	
durch	die	Jahreszahl	„2020“	ersetzt.

14.	 §	44	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

	 „§	44

	 Zulässige	Produktplatzierung

Abweichend	von	§	7	Abs.	7	Satz	1	ist	Produkt-
platzierung	im	Rundfunk	zulässig

1.	 in	 Kinofi	lmen,	 Filmen	 und	 Serien,	 Sportsen-
dungen	 und	 Sendungen	 der	 leichten	 Unter-
haltung,	 sofern	 es	 sich	 nicht	 um	 Sendungen	
für	Kinder	handelt,	oder

2.	 wenn	 kein	 Entgelt	 geleistet	 wird,	 sondern	
lediglich	 bestimmte	 Waren	 oder	 Dienstleis-
tungen,	wie	Produktionshilfen	und	Preise,	im	
Hinblick	auf	 ihre	Einbeziehung	 in	eine	Sen-
dung	 kostenlos	 bereitgestellt	 werden,	 sofern	
es	 sich	 nicht	 um	 Nachrichten,	 Sendungen	
zum	 politischen	 Zeitgeschehen,	 Ratgeber-	
und	 Verbrauchersendungen,	 Sendungen	 für	
Kinder	oder	Übertragungen	von	Gottesdiens-
ten	handelt.

Keine	Sendungen	der	leichten	Unterhaltung	sind	
insbesondere	Sendungen,	die	neben	unterhalten-
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den	 Elementen	 im	 Wesentlichen	 informierenden	
Charakter	 haben,	 Verbrauchersendungen	 und	
Ratgebersendungen	mit	Unterhaltungselementen	
sowie	Sendungen	in	Regionalfensterprogrammen	
und	Fensterprogrammen	nach	§ 31.“

15.	 §	45	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Die	Überschrift	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

	 „§	45

	 Dauer	der	Fernsehwerbung“.

b)	 Absatz	1	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„(1)	Der	Anteil	an	Sendezeit	für	Fernseh-
werbespots	 und	 Teleshopping-Spots	 inner-
halb	einer	Stunde	darf	20	vom	Hundert	nicht	
überschreiten.	 Satz	 1	 gilt	 nicht	 für	 Produkt-
platzierungen	und	Sponsorhinweise.“

c)	 Absatz	2	wird	gestrichen.

d)	 Der	bisherige	Absatz	3	wird	der	neue	Absatz	2,	
und	es	werden	nach	dem	Wort	„Programme“	
die	Wörter	„und	Sendungen“	sowie	nach	dem	
Wort	 „Programmen“	 die	 Wörter	 „und	 Sen-
dungen“	eingefügt.

e)	 Der	bisherige	Absatz	4	wird	der	neue	Absatz	3	
und	wie	folgt	neu	gefasst:

„(3)	Die	Absätze	1	und	2	sowie	§	7a	gelten	
nicht	für	reine	Werbekanäle.“

16.	 §	45a	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

	 „§	45a

	 Teleshopping-Fenster	und	Eigenwerbekanäle

(1)	 Teleshopping-Fenster,	 die	 in	 einem	 Pro-
gramm	 gesendet	 werden,	 das	 nicht	 ausschließ-
lich	für	Teleshopping	bestimmt	ist,	müssen	eine	
Mindestdauer	 von	 15  Minuten	 ohne	 Unterbre-
chung	haben.	Sie	müssen	optisch	und	akustisch	
klar	 als	 Teleshopping-Fenster	 gekennzeichnet	
sein.

(2)	Für	Eigenwerbekanäle	gelten	die	§§	7	und	
8	entsprechend.	Die	§§	7a	und	45	gelten	nicht	für	
Eigenwerbekanäle.“

17.	 §	45b	wird	gestrichen.

18.	 In	§	46	wird	die	Verweisung	auf	die	„§§	7,	8,	8a,	
44,	 45,	 45a	 und	 45b“	 durch	 die	 Verweisung	 auf	
die	„§§	7,	7a,	8,	8a,	44,	45	und	45a“	ersetzt.

19.	 In	§	46a	wird	die	Verweisung	auf	„§	7	Abs.	4	Satz	
2,	§ 44	Abs.	3	bis	5	und	§§	45,	45a“	durch	die	Ver-
weisung	auf	„§	7	Abs.	4	Satz	2,	§	7a	Abs.	3	und
§	45	Abs. 1“	ersetzt.

20.	 §	49	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Absatz	1	Satz	1	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

„(1)	 Ordnungswidrig	 handelt,	 wer	 als	
Veranstalter	 von	 bundesweit	 verbreitetem	
privatem	Rundfunk	vorsätzlich	oder	fahrlässig	

1.	 Großereignisse	entgegen	§	4	Abs.	1	oder	3	
verschlüsselt	und	gegen	besonderes	Ent-
gelt	ausstrahlt,

2.	 entgegen	 §	 7	 Abs.	 3	 Satz	 2	 in	 der	 Wer-
bung	 oder	 im	 Teleshopping	 Techniken	
zur	 unterschwelligen	 Beeinfl	ussung	 ein-
setzt,

3.	 entgegen	§	7	Abs.	3	Satz	3	Werbung	oder	
Teleshopping	 nicht	 dem	 Medium	 ange-
messen	 durch	 optische	 oder	 akustische	
Mittel	oder	räumlich	eindeutig	von	ande-
ren	Sendungsteilen	absetzt,

4.	 entgegen	 §	 7	 Abs.	 4	 eine	 Teilbelegung	
des	 ausgestrahlten	 Bildes	 mit	 Werbung	
vornimmt,	 ohne	 die	 Werbung	 vom	 übri-
gen	Programm	eindeutig	optisch	zu	tren-
nen	und	als	solche	zu	kennzeichnen,

5.	 entgegen	 §	 7	 Abs.	 5	 Satz	 2	 eine	 Dauer-
werbesendung	nicht	kennzeichnet,

6.	 entgegen	§	7	Abs.	6	Satz	1	virtuelle	Wer-
bung	in	Sendungen	oder	beim	Teleshop-
ping	einfügt,

7.	 entgegen	§	7	Abs.	7	Satz	1	Schleichwer-
bung,	 Themenplatzierung	 oder	 entspre-
chende	Praktiken	betreibt,

8.	 entgegen	§	7	Abs.	7	Satz	1	Produktplat-
zierung	betreibt,	soweit	diese	nicht	nach	
§	44	zulässig	ist,

9.	 entgegen	§	7	Abs.	7	Satz	3	oder	4	auf	eine	
Produktplatzierung	 nicht	 eindeutig	 hin-
weist,

10.	 entgegen	§	7	Abs.	9	Werbung	oder	Tele-
shopping	 politischer,	 weltanschaulicher	
oder	religiöser	Art	verbreitet,

11.	 entgegen	§	7a	Abs.	1	Übertragungen	von	
Gottesdiensten	oder	Sendungen	 für	Kin-
der	 durch	 Werbung	 oder	 Teleshopping-
Spots	unterbricht,

12.	 entgegen	 den	 in	 §	 7a	 Abs.	 3	 genannten	
Voraussetzungen	Sendungen	durch	Wer-
bung	oder	Teleshopping	unterbricht,

13.	 entgegen	§	8	Abs.	1	Satz	1	nicht	 zu	Be-
ginn	oder	am	Ende	der	gesponserten	Sen-
dung	auf	den	Sponsor	hinweist,	
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14.	 gemäß	§	8	Abs.	3	bis	6	unzulässig	gespon-
serte	Sendungen	verbreitet,	

15.	 entgegen	§	9	Abs.	1	Satz	2	der	Informati-
onspfl	icht	nicht	nachkommt,

16.	 entgegen	§	9b	Abs.	2	die	dort	genannten	
Informationen	im	Rahmen	des	Gesamtan-
gebots	nicht	leicht,	unmittelbar	und	stän-
dig	zugänglich	macht,

17.	 entgegen	§	20	Abs.	1	Satz	1	oder	Abs.	2	
Satz	 1	 ohne	 Zulassung	 Rundfunkpro-
gramme	veranstaltet,	

18.	 entgegen	§	20b	Satz	1	und	2	Hörfunkpro-
gramme	 ausschließlich	 im	 Internet	 ver-
breitet	und	dies	der	zuständigen	Landes-
medienanstalt	nicht	oder	nicht	vollständig	
anzeigt,

19.	 entgegen	§	23	Abs.	2	nicht	fristgemäß	die	
Aufstellung	der	Programmbezugsquellen	
der	 zuständigen	 Landesmedienanstalt	
vorlegt,

20.	 entgegen	§	34	Satz	2	die	bei	ihm	vorhan-
denen	 Daten	 über	 Zuschaueranteile	 auf	
Anforderung	 der	 KEK	 nicht	 zur	 Verfü-
gung	stellt,

21.	 entgegen	§	45	Abs.	1	die	zulässige	Dauer	
der	Werbung	überschreitet,

22.	 entgegen	 §	 45a	 Abs.	 1	 Satz	 1	 Teleshop-
ping-Fenster	 verbreitet,	 die	 keine	 Min-
destdauer	 von	 15	 Minuten	 ohne	 Unter-
brechung	 haben	 oder	 entgegen	 §	 45a	
Abs.	 1	 Satz	 2	 Teleshopping-Fenster	 ver-
breitet,	 die	 nicht	 optisch	 und	 akustisch	
klar	als	solche	gekennzeichnet	sind,

23.	 entgegen	§	47	Abs.	1	 in	Verbindung	mit	
§	 12	 Abs.	 3	 des	 Telemediengesetzes	 die	
Nutzung	von	Rundfunk	von	einer	Einwil-
ligung	des	Nutzers	 in	eine	Verarbeitung	
seiner	 Daten	 für	 andere	 Zwecke	 abhän-
gig	macht,

24.	 entgegen	§	47	Abs.	1	 in	Verbindung	mit	
§	13	Abs.	1	Satz 1	oder	2	des	Telemedien-
gesetzes	 den	 Nutzer	 nicht,	 nicht	 richtig,	
nicht	 vollständig	 oder	 nicht	 rechtzeitig	
unterrichtet,

25.	 entgegen	§	47	Abs.	1	 in	Verbindung	mit	
§	13	Abs.	2	oder	4	Satz	1	Nr.	1	bis	5	des	
Telemediengesetzes	einer	dort	genannten	
Pfl	icht	zur	Sicherstellung	nicht	oder	nicht	
richtig	nachkommt,

26.	 entgegen	§	47	Abs.	1	 in	Verbindung	mit	
§	14	Abs.	1	oder	§ 15	Abs.	1	oder	8	Satz	1	

oder	2	des	Telemediengesetzes	personen-
bezogene	Daten	verarbeitet,

27.	 entgegen	 §	 47	 Abs.	 1	 in	 Verbindung	 mit	
§  15	 Abs.	 3	 Satz	 3	 des	 Telemediengeset-
zes	ein	Nutzungsprofi	l	mit	Daten	über	den	
Träger	des	Pseudonyms	zusammenführt,

28.	 entgegen	 §	 47	 Abs.	 3	 Satz	 4	 Angebote	
gegen	 den	 Abruf	 oder	 Zugriff	 durch	 die	
zuständige	Aufsichtsbehörde	sperrt.“

b)	 Absatz	1	Satz	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Es	 werden	 folgende	 neue	 Nummern	 15	
bis	27	eingefügt:

„15.	entgegen	§	58	Abs.	3	in	Verbindung	mit	
§ 7	Abs.	3	Satz	2	in	der	Werbung	oder	
im	 Teleshopping	 Techniken	 zur	 un-
terschwelligen	Beeinfl	ussung	einsetzt,

16.	 entgegen	§	58	Abs.	3	 in	Verbindung	
mit	 § 7	Abs.	 3	Satz	3	Werbung	oder	
Teleshopping	nicht	dem	Medium	an-
gemessen	durch	optische	oder	akus-
tische	Mittel	oder	räumlich	eindeutig	
von	anderen	Angebotsteilen	absetzt,

17.	 entgegen	§	58	Abs.	3	 in	Verbindung	
mit	 §  7	 Abs.	 6	 Satz	 1	 virtuelle	 Wer-
bung	in	seine	Angebote	einfügt,

18.	 entgegen	§	58	Abs.	3	 in	Verbindung	
mit	§ 7	Abs.	4	das	verbreitete	Bewegt-
bildangebot	 durch	 die	 Einblendung	
von	Werbung	ergänzt,	ohne	die	Wer-
bung	 eindeutig	 optisch	 zu	 trennen	
und	als	solche	zu	kennzeichnen,

19.	 entgegen	§	58	Abs.	3	 in	Verbindung	
mit	 §  7	 Abs.	 5	 Satz	 2	 ein	 Bewegt-
bildangebot	nicht	als	Dauerwerbung	
kennzeichnet,

20.	 entgegen	§	58	Abs.	3	 in	Verbindung	
mit	 §  7	 Abs.	 7	 Satz	 1	 Schleichwer-
bung,	 Themenplatzierung	 oder	 ent-
sprechende	Praktiken	betreibt,

21.	 entgegen	§	58	Abs.	3	 in	Verbindung	
mit	§ 7	Abs.	7	Satz	1	Produktplatzie-
rung	betreibt,	soweit	diese	nicht	nach	
den	§§	15	oder	44	zulässig	ist,

22.	 entgegen	§	58	Abs.	3	 in	Verbindung	
mit	§ 7	Abs.	7	Satz	3	oder	4	auf	eine	
Produktplatzierung	 nicht	 eindeutig	
hinweist,

23.	 entgegen	§	58	Abs.	3	 in	Verbindung	
mit	 §  7	 Abs.	 9	 Werbung	 oder	 Tele-
shopping	 politischer,	 weltanschauli-
cher	oder	religiöser	Art	verbreitet,
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24.	 entgegen	§	58	Abs.	3	 in	Verbindung	
mit	§ 7a	Abs.	1	in	das	Bewegtbildan-
gebot	eines	Gottesdienstes	oder	in	die	
Bewegt	bild	angebote	für	Kinder	Wer-
bung	 oder	 Teleshopping-Spots	 inte-
griert,

25.	 entgegen	den	in	§	58	Abs.	3	in	Verbin-
dung	mit	§	7a	Abs.	3	genannten	Vor-
aussetzungen	 in	 Bewegtbildangebote	
Werbung	oder	Teleshopping	integriert,

26.	 entgegen	§	58	Abs.	3	 in	Verbindung	
mit	 §  8	 Abs.	 1	 Satz	 1	 bei	 einem	 ge-
sponserten	 Bewegtbildangebot	 nicht	
auf	den	Sponsor	hinweist,	

27.	 gemäß	§	58	Abs.	3	in	Verbindung	mit	
§ 8 Abs.	3	bis	6	unzulässig	gesponser-
te	Bewegtbildangebote	verbreitet,“.

bb)	Die	bisherigen	Nummern	15	und	16	wer-
den	die	neuen	Nummern	28	und	29.

c)	 In	 Absatz	 3	 Satz	 1	 wird	 die	 Angabe	 „18	 bis	
23“	durch	die	Angabe	„23	bis	28“	und	die	An-
gabe	 „13	 bis	 16“	 durch	 die	 Angabe	 „13	 bis	
29“	ersetzt.	

21.	 §	58	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Die	Überschrift	wird	wie	folgt	neu	gefasst:

	 „§	58

	 Werbung,	Sponsoring,
	 fernsehähnliche	Telemedien,	Gewinnspiele“.

b)	 Es	wird	folgender	neuer	Absatz	3	eingefügt:

„(3)	 Für	 Telemedien	 mit	 Inhalten,	 die	
nach	 Form	 und	 Inhalt	 fernsehähnlich	 sind	
und	die	von	einem	Anbieter	zum	individuel-
len	 Abruf	 zu	 einem	 vom	 Nutzer	 gewählten	
Zeitpunkt	und	aus	einem	vom	Anbieter	fest-
gelegten	Inhaltekatalog	bereitgestellt	werden	
(audiovisuelle	Mediendienste	auf	Abruf),	gel-
ten	§ 1	Abs.	3	sowie	die	§§	7	und	8	entspre-
chend.	Für	Angebote	nach	§	2	Abs. 3	Num-
mer	5	gelten	zusätzlich	die	§§	4	bis	6,	7a	und	
45	entsprechend.“

c)	 Der	bisherige	Absatz	3	wird	der	neue	Ab	satz 4.

22.	 Es	wird	folgender	neuer	§	63	eingefügt:

	 „§	63

	 Übergangsbestimmung	
	 für	Produktplatzierungen

§	7	Abs.	7	und	die	§§	15	und	44	gelten	nicht	
für	Sendungen,	die	vor	dem	19.	Dezember	2009	
produziert	wurden.“

23.	 Der	bisherige	§	63	wird	der	neue	§	64	und	die	Ver-
weisung	 auf	 „§	 7	 Abs.	 8	 1.	 Variante“	 durch	 die	
Verweisung	 auf	 „§	 7	 Abs.	 9	 Satz	 1	 1.	 Variante“	
ersetzt.

Artikel	2

Änderung 
des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages

§	6	des	Jugendmedienschutz-Staatsvertrages	vom	
10.	bis	27.	September	2002,	zuletzt	geändert	durch	den	
Elften	 Rundfunkänderungsstaatvertrag	 vom	 12.  Ju	ni	
2008,	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Absatz	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Der	 erste	 Halbsatz	 wird	 wie	 folgt	 neu	 ge-
fasst:

„Werbung	darf	Kinder	und	Jugendliche	we-
der	 körperlich	 noch	 seelisch	 beeinträchti-
gen,“.

b)	 In	 Nummer	 1	 werden	 die	 Wörter	 „Kaufap-
pelle	an	Kinder	oder	Jugendliche“	durch	die	
Wörter	„Aufrufe	zum	Kaufen	oder	Mieten	von	
Waren	oder	Dienstleistungen	an	Minderjähri-
ge“	ersetzt.

2.	 Absatz	5	Satz	2	wird	gestrichen.

3.	 In	Absatz	6	Satz	1	werden	nach	dem	Wort	„Tele-
shopping“	 die	 Wörter	 „und	 Sponsoring“	 einge-
fügt.

Artikel	3

Kündigung, Inkrafttreten, 
Neubekanntmachung

(1)	Für	die	Kündigung	der	in	Artikel	1	und	2	ge-
änderten	 Staatsverträge	 sind	 die	 dort	 vorgesehenen	
Kündigungsvorschriften	maßgebend.

(2)	 Dieser	 Staatsvertrag	 tritt	 am	 1.	 April	 2010	 in	
Kraft.	Sind	bis	zum	31.	März	2010	nicht	alle	Ratifi	ka-
tionsurkunden	bei	der	Staatskanzlei	des	Vorsitzenden	
der	 Ministerpräsidentenkonferenz	 hinterlegt,	 wird	
der	Staatsvertrag	gegen	stands	los.

(3)	Die	Staatskanzlei	des	Vorsitzenden	der	Minis-
terpräsidentenkonferenz	teilt	den	Ländern	die	Hinter-
legung	der	Ratifi	kationsurkunden	mit.

(4)	 Die	 Länder	 werden	 ermächtigt,	 den	 Wort-
laut	 des	 Rundfunkstaatsvertrages	 und	 des	 Jugend-
medienschutz-Staatsver	trages	in	der	Fassung,	die	sich	
aus	den	Artikeln	1	und	2	er	gibt,	mit	neuem	Datum	be-
kannt	zu	machen.
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Für das Land Baden-Württemberg:
Stuttgart,	den	10.11.2009	

Günther	H.		O	e	t	t	i	n	g	e	r

Für den Freistaat Bayern:
Mainz,	den	30.10.2009

Horst		S	e	e	h	o	f	e	r

Für das Land Berlin:
Mainz,	den	30.10.2009

Klaus		W	o	w	e	r	e	i	t

Für das Land Brandenburg:
Potsdam,	den	4.11.2009

Matthias		P	l	a	t	z	e	c	k

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Mainz,	den	30.10.2009

Jens		B	ö	h	r	n	s	e	n

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Mainz,	den	30.10.2009

Ole		v	o	n		B	e	u	s	t

Für das Land Hessen:
Mainz,	den	30.10.2009

Roland		K	o	c	h

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Mainz,	den	30.10.2009

Erwin		S	e	l	l	e	r	i	n	g

Für das Land Niedersachsen:
Mainz,	den	30.10.2009

Christian		W	u	l	f	f

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Mainz,	den	30.10.2009

Dr.	Jürgen		R	ü	t	t	g	e	r	s

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Mainz,	den	30.10.2009

Kurt		B	e	c	k

Für das Saarland:
Mainz,	den	30.10.2009

Peter		M	ü	l	l	e	r

Für den Freistaat Sachsen:
Mainz,	den	30.10.2009

Stanislaw		T	i	l	l	i	c	h

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Mainz,	den	30.10.2009

Prof.	Dr.	Wolfgang		B	ö	h	m	e	r

Für das Land Schleswig-Holstein:
Mainz,	den	30.10.2009

Peter	Harry		C	a	r	s	t	e	n	s	e	n

Für den Freistaat Thüringen:
Erfurt,	den	20.11.2009

Christine		L	i	e	b	e	r	k	n	e	c	h	t

Protokollerklärung aller Länder zum Dreizehnten 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag

„Die	Länder	beabsichtigen,	zeitnah	die	bestehenden	
Regelungen	im	Rundfunkstaatsvertrag	zur	Sicherung	
der	 Meinungsvielfalt	 im	 Fern	se	hen	 und	 zum	 Medi-
enkonzentrationsrecht	 zu	 überprüfen.	 In	 diese	 Prü-
fung	sollen	auch	Regelungen	einbezogen	werden,	die	
insbesondere	 in	Ländern	ohne	regionale	Fenster	zur	
Vielfalt	der	lokalen	und	regionalen	Rundfunkangebo-
te	beitragen	können.“

Protokollerklärung aller Länder zu § 7 Abs. 7 des 
Rundfunkstaatsvertrages

„Die	 Länder	 erwarten	 von	 den	 Rundfunkveranstal-
tern,	 dass	 sie	 mit	 den	 Verbänden	 der	 werbetreiben-
den	 Wirtschaft	 und	 der	 Produzenten	 zu	 Produkt-
platzierungen	 einen	 verbindlichen	 Verhaltenskodex	
vereinbaren.“
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	Auf	Grund	des	Art. 106	Abs. 2	Satz 1	des	Baye-
rischen	Hochschulgesetzes	(BayHSchG)	vom	23.	Mai	
2006	(GVBl	S. 24	5,	BayRS	2210-1-1-WFK),	zuletzt	ge-
ändert	durch	§ 1	des	Gesetzes	vom	7.	Juli	2009	(GVBl	
S.  256),	 erlässt	das	Bayerische	Staatsministerium	 für	
Wissenschaft,	Forschung	und	Kunst	folgende	Verord-
nung:

§ 1

§  7	 der	 Verordnung	 über	 abweichende	 Rege-
lungen	 vom	 Bayerischen	 Hochschulgesetz	 an	 bay-
erischen	 Fachhochschulen	 (Fachhochschulabwei-
chungsverordnung	 –	 FHAbwVO)	 vom	 1.	 Juni	 2007	
(GVBl	 S.  384,	 BayRS	 2210-4-3-WFK)	 wird	 wie	 folgt	
geändert:

1.	 Es	wird	folgender	neuer	Abs. 2	eingefügt:

„(2)	 Abweichend	 von	 Art.  21	 Abs.  1	 Satz  3	
BayHSchG	 kann	 auch	 der	 oder	 die	 Frauenbe-
auftragte	 Vorschläge	 einreichen,	 die	 ebenfalls	
Grundlage	für	die	Erstellung	des	Wahlvorschlags	
sein	können.“

2.	 Die	bisherigen	Abs. 2	bis	9	werden	Abs. 3	bis	10.

3.	 Es	wird	folgender	Abs. 11	eingefügt:

„(11)	 1Abweichend	 von	 Art.  52	 Abs.  2,  3,	 4,	
6	 und	 7	 BayHSchG	 erfolgt	 die	 Mitwirkung	 der	
Studierenden	 außer	 durch	 die	 Mitwirkung	 ihrer	
gewählten	 Vertreter	 und	 Vertreterinnen	 in	 den	
Hochschulorganen	 durch	 ein	 Studentisches	 Par-
lament	 und	 dessen	 Vorstand.	 2Das	 Studentische	

Parlament	ist	das		höchste	Beschluss	fassende	Gre-
mium	der	Studierenden	und	besteht	aus	je	einem	
oder	 einer	 von	 jeder	 Fachschaftsvertretung	 ent-
sandten	 Delegierten,	 doppelt	 so	 vielen	 weiteren	
Mitgliedern,	die	in	direkter	Wahl	im	Rahmen	der	
allgemeinen	 Hochschulwahlen	 gewählt	 werden,	
und	dem	Vertreter	oder	der	Vertreterin	der	Grup-
pe	der	Studierenden	im	Senat.	3Das	Studentische	
Parlament	wählt	 aus	 	seiner	Mitte	die	Mitglieder	
des	Vorstands	des	Studentischen	Parlaments,	dem	
die	Aufgaben	nach	Art. 52	Abs. 4	Satz 1	Nrn. 1	bis	
4	BayHSchG	obliegen.	4Das	Nähere,	insbesonde-
re	zu	den	Aufgaben,		zur	Wahl,	Geschäftsordnung,	
zum	Vorstand	des	Studentischen	Parlaments,	zur	
Organisation	 in	 Referaten	 und	 Arbeitskreisen,	
zum	 Zusammentreten	 und	 zur	 Beschlussfassung	
regelt	die	Grundordnung,	die	notwendige	Abwei-
chungen	von	der	Wahlordnung	für	die	staatlichen	
Hochschulen	vorsehen	kann.	5Art. 52	Abs. 6	und	
Art.  53	 BayHSchG	 gelten	 fü	r	 die	 Gremien	 nach	
den	Sätzen	1	bis	4	entsprechend.“

4.	 Der	bisherige	Abs. 10	wird	Abs. 12.

§ 2

Diese	Verordnung	tritt	am	1.	April	2010	in	Kraf	t.

München,	den	8.	März	2010

                       Bayerisches Staatsminist erium für
                      Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr.	Wolfgang		H	e	u	b	i	s	c	h	,		Staatsminister

2210-4-3-WFK

Verordnung 
zur Änderung der 

Fachhochschulabweichungsverordnung 

Vom 8. März 2010

2210-4-3-WFK

Verordnung  
zur Änderung der  

Fachhochschulabweichungsverordnung 

Vom 8. März 2010
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2038-3-4-8-7-UK

Dritte Verordnung 
zur Änderung der 

Studienordnung für das Staatsinstitut 
für die Ausbildung von Fachlehrern

Vom 12. März 2010

Auf	Grund	von	Art.	125	Abs.	4	Satz	1	in	Verbin-
dung	mit	Art.	89	des	Bayerischen	Gesetzes	über	das	
Erziehungs-	 und	 Unterrichtswesen	 (BayEUG)	 in	 der	
Fassung	 der	 Bekanntmachung	 vom	 31.	 Mai	 2000	
(GVBl	 S.	 414,	 ber.	 S.	 632,	 BayRS	 2230-1-1-UK),	 zu-
letzt	geändert	durch	Gesetz	vom	22.	Juli	2008	(GVBl	
S.	467),	und	Art.	26	Abs.	2,	Art.	33	Abs.	5	und	Art.	41	
Abs.	2	Satz	2	Halbsatz	2	des	Bayerischen	Beamtenge-
setzes	(BayBG)	vom	29.	Juli	2008	(GVBl	S.	500,	BayRS	
2030-1-1-F),	 	 geändert	 durch	 §	 2	 des	 Gesetzes	 vom	
8.	 Dezember	 2009	 (GVBl	 S.	 605),	 erlässt	 das	 Baye-
rische	 Staatsministerium	 für	 Unterricht	 und	 Kultus,	
soweit	erforderlich	 im	Einvernehmen	mit	dem	Baye-
rischen	Staatsministerium	der	Finanzen	und	dem	Lan-
despersonalausschuss,	folgende	Verordnung:	

§	1

Die	Studienordnung	für	das	Staatsinstitut	für	die	
Ausbildung	 von	 Fachlehrern	 (FISO)	 vom	 9.	 August	
2005	(GVBl	S.	436,	ber.	S.	516,	BayRS	2038-3-4-8-7-UK),	
zuletzt	geändert	durch	Verordnung	vom	8.	Juli	2009	
(GVBl	S.	329),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 §	12	Abs.	4	Satz	1	erhält	folgende	Fassung:

„1Die	 Erlaubnis	 zum	 Vorrücken	 in	 die	 pädago-
gisch-didaktische	Ausbildung	erhält,	wer

1.	 die	erforderliche	fachliche	Abschlussprüfung	
bestanden	hat,

2.	 bei	allen	Fächerverbindungen	in	den	Fächern	
Deutsch	und	Pädagogik	mindestens	die	Jah-
resfortgangsnote	„ausreichend“	erzielt	hat,

3.	 bei	 den	 Fächerverbindungen	 mit	 Kommuni-
kationstechnik	 zusätzlich	 im	 Fach	 Informati-
onstechnische	 Bildung	 mindestens	 die	 Jah-
resfortgangsnote	 „ausreichend“	 erzielt	 hat	
und

4.	 den	 Nachweis	 der	 erfolgreichen	 Teilnahme	
an	einem	Ausbildungslehrgang	für	Erste	Hilfe	
vorgelegt	hat.“

2.	 §	35	Abs.	2	erhält	folgende	Fassung:

„(2)	1Die	Zulassung	zur	pädagogisch-didakti-
schen	Abschlussprüfung	setzt	voraus	je	eine	Ge-
samtnote	von	mindestens	„ausreichend“	für	

1.	 die	schulpraktischen	Leistungen	aus	den	Fä-
chern	der	gewählten	Fächerverbindung,

2.	 die	Leistungen	in	den	Seminaren	zur	Didaktik	
aus	 den	 Fächern	 der	 gewählten	 Fächerver-
bindung.

2Bei	der	Berechnung	der	 jeweiligen	Gesamtnote	
ist	die	Notensumme	durch	die	Zahl	der	Prüfungs-
leistungen	oder	Prüfungen	zu	teilen.	3§	37	Abs.	3
Satz	 3	 gilt	 entsprechend.	 4Jede	 der	 schulprak-
tischen	 Leistungen	 ist	 im	 Umfang	 von	 maximal	
zwei	Unterrichtsstunden	an	einer	vom	Staatsins-
titut	 zu	 benennenden	 Schule	 (Praktikumsschu-
le)	zu	erbringen.	5Eine	Woche	vor	der	jeweiligen	
schulpraktischen	 Leistung	 ist	 eine	 schriftliche	
Ausarbeitung	 der	 schulpraktischen	 Leistung	 bei	
der	 Praktikumslehrkraft	 abzugeben	 mit	 der	 Er-
klärung,	dass	die	Ausarbeitung	ohne	fremde	Hil-
fe	 angefertigt	 wurde.	 6Die	 schulpraktische	 Leis-
tung	 wird	 von	 der	 Praktikumslehrkraft	 und	 an	
Grund-	 und	 Hauptschulen	 von	 einer	 vom	 Staat-
lichen	 Schulamt	 benannten	 Lehrkraft	 bzw.	 an	
Realschulen	vom	Schulleiter	bzw.	von	der	Schul-
leiterin	 oder	 einer	 von	 ihm	 bzw.	 ihr	 benannten	
Lehrkraft	oder	einer	Lehrkraft	des	Staatsinstituts	
bewertet.	 7Bei	 abweichender	 Bewertung	 sollen	
die	beiden	Lehrkräfte	eine	Einigung	über	die	Be-
notung	versuchen.	8Falls	keine	Einigung	zustande	
kommt,	erhalten	die	Studierenden	die	Note	nach	
§	37	Abs.	3	analog,	die	sich	auf	zwei	Dezimalstel-
len	 aus	 den	 Bewertungen	 der	 beiden	 Lehrkräf-
te	 ergibt.	 9§	 23	 Abs.	 4	 Satz	 3	 bleibt	 unberührt.“

3.	 §	42	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Der	 bisherige	 Wortlaut	 wird	 Satz	 1	 und	 wie	
folgt	geändert:	

aa)	 Nach	 der	 Zahl	 „25“	 wird	 das	 Komma	
durch	das	Wort	„und“	ersetzt.

bb)	Die	Worte	„und	§	35	Abs.	1,	Abs.	2	Nr.	1	
Buchst.	a,	Abs.	3“	werden	gestrichen.

b)	 Es	werden	folgende	Sätze	2	und	3	angefügt:

„2Die	Gesamtnote	der	schulpraktischen	Leis-
tungen	 muss	 mindestens	 ausreichend	 sein.	
3Für	 die	 schulpraktischen	 Leistungen	 gel-
ten	§	35	Abs.	2	Sätze	2	bis	8	entsprechend.“	

2038-3-4-8-7-UK

Dritte Verordnung  
zur Änderung der  

Studienordnung für das Staatsinstitut  
für die Ausbildung von Fachlehrern

Vom 12. März 2010
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4.	 In	§	46	Abs.	1	werden	die	Worte	„35	Abs.	1,	Abs.	2	
Nr.	1	Buchst.	a,	Abs.	3“	durch	die	Worte	„42	Sätze	
2	und	3“	ersetzt.	

§	2

Diese	 Verordnung	 tritt	 mit	 Wirkung	 vom	 1.	 Au-
gust	2009	in	Kraft.

München,	den	12.	März	2010	

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr.	Ludwig		S	p	a	e	n	l	e	,	Staatsminister
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2210-2-23-WFK

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung
über abweichende Regelungen 

vom Bayerischen Hochschulgesetz 
an der Otto-Friedrich-Universität

Bamberg

Vom 15. März 2010

Auf	Grund	des	Art.	106	Abs.	2	Satz	1	des	Baye-
rischen	Hochschulgesetzes	(BayHSchG)	vom	23.	Mai	
2006	(GVBl	S.	245,	BayRS	2210-1-1-WFK),	zuletzt	ge-
ändert	durch	§	1	des	Gesetzes	vom	7.	Juli	2009	(GVBI	
S.	 256),	 erlässt	das	Bayerische	Staatsministerium	 für	
Wissenschaft,	Forschung	und	Kunst	folgende	Verord-
nung:	

§	1

Die	 Verordnung	 über	 abweichende	 Regelungen	
vom	Bayerischen	Hochschulgesetz	an	der	Otto-Fried-
rich-Universität	Bamberg	vom	20.	August	2009	(GVBI	
S.	 486,	BayRS	2210-2-23-WFK)	wird	wie	 folgt	geän-
dert:	

1.	 §	3	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	 Nr.	 3	 wird	 das	 Wort	 „und“	 durch	 einen	
Schlusspunkt	ersetzt.	

b)	 Nr.	4	wird	aufgehoben.	

2.	 §§	7	und	8	werden	aufgehoben.

3.	 Die	bisherigen	§§	9	und	10	werden	§§	7	und	8.

§	2

Diese	Verordnung	tritt	am	1.	April	2010	in	Kraft.

München,	den	15.	März	2010

Bayerisches Staatsministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr.	Wolfgang		H	e	u	b	i	s	c	h	,	Staatsminister

2210-2-23-WFK

Verordnung  
zur Änderung der Verordnung 
über abweichende Regelungen  

vom Bayerischen Hochschulgesetz  
an der Otto-Friedrich-Universität 

Bamberg

Vom 15. März 2010
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212-2-1-UG

Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes 

zur Ausführung des Transplantationsgesetzes 
(DVAGTPG)

Vom 16. März 2010

Auf	Grund	von	Art.	4	Abs.	3	u	nd	Art.	8	Abs.	3	des	
Gesetzes	zur	Ausführung	des	Transplantationsgeset-
zes	(AGTPG)	vom	24.	November	1999	(GVBl	S.	464,	
BayRS	212-2-UG),	geändert	durch	Gesetz	vom	8.	Feb-
ruar	2010	(GVBl	S. 55),	erlässt	das	Bayerische	Staats-
ministerium	 für	 Umwelt	 und	 Gesundheit	 folgende	
Verordnung:

§	1

Die	Höhe	d	er	Vergütung	nach	Art.	4	Abs.	1	AGTPG	
wird	 für	 jedes	Mitglied	der	Kommission	zur	Prüfung	
der	Freiwilligkeit	und	Unentgeltlichkeit	der	Lebend-
spende	für	jede	abschließende	Stellungnahme	auf	200	€	
festgesetzt.

§	2

1Die	 von	 den	 Transpla		ntationszentren	 der	 Baye-
rischen	 Landesärztekammer	 zu	 erstattenden	 Kosten	
nach	Art.	4	Abs.	2	AGTPG	werden	auf	900	€	festge-
setzt.	 2Diese	Kosten	 sind	nur	zu		erstatten,	wenn	 tat-
sächlich	eine	Transplantation	durchgeführt	wird.

§	3

1Die	von	den	Krankenhäusern	den	Transplantati-
onsbeauftragten	nach	Art.	8	Abs.	3	AGTPG	zu	zahlen-
de	pauschale	Vergütung	wird	auf	monatlich	5	€	pro	
Intensivbett,	 das	 im	 Krankenhaus	 vorgehalten	 wird,	
festgesetzt.	 2Hat	 ein	 Krankenhaus	 mehrere	 Trans-
plantationsbeauftragte	 bestellt,	 so	 erhält	 jeder	 oder	
jede	von	ihnen	eine	Vergütung,	die	der	Anzahl	der	in	

seinem	oder	ihrem	Zuständigkeitsbereich	vorgehalte-
nen	Intensivbetten	entspricht.	3Intensivbetten	im	Sinn	
dieser	Verordnung	sind	Beatmungsbetten,	nicht	hin-
gegen	reine	Überwachungsbetten.

§	4

(1)	Diese	Verordnung	tritt	am	1.	April	2010	in	Kraft.

(2)	Mit	Ablauf	des	31.	März	2010	treten

1.	 die	 Verordnung	 über	 die	 Höhe	 der	 Vergütung	
nach	Art.	5	Abs.	1	des	Gesetzes	zur	Ausführung	
des	 Transplantationsgesetzes	 und	 des	 Transfusi-
onsgesetzes	(AGTTG)	und	über	die	Kostenerstat-
tung	nach	Art.	5	Abs.	2	AGTTG	vom	1. Juni	2001	
(GVBl	S. 310,	BayRS	212-2-1-UG)	sowie

2.	 die	Verordnung	über	die	Vergütung	für	die	Tätig-
keit	der	Transplantationsbeauftragten	nach	Art.	9	
Abs.	 2	 Satz	 2	 des	 Gesetzes	 zur	 Ausführung	 des	
Transplantationsgesetzes	 und	 des	 Transfusions-
gesetzes	 (Transplantationsbeauftragtenvergü-
tungsverordnung	 –	 TBV)	 vom	 10.  Oktober	 2009	
(GVBl	S.	558,	BayRS	212-2-2-UG)

außer	Kraft.

München,	den	16.	März	2010

Bayerisches Staatsministerium 
für Umwelt und Gesundheit

Dr.	Markus		S	ö	d	e	r	,	Staatsminister

212-2-1-UG

Verordnung  
zur Durchführung des Gesetzes  

zur Ausführung des Transplantationsgesetzes  
(DVAGTPG)

Vom 16. März 2010
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315-6-J

Verordnung
zu Mitteilungen in Nachlasssachen an die die Testamentsverzeichnisse

führenden Stellen und über den Inhalt der Testamentsverzeichnisse 
(Testamentsverzeichnisverordnung – TestVV)

Vom 17. März 2010

Auf	Grund	des	§	347	Abs.	4	Satz	1	und	Abs.	6	des	
Gesetzes	über	das	Verfahren	 in	Familiensachen	und	
in	den	Angelegenheiten	der	freiwilligen	Gerichtsbar-
keit	(FamFG)	vom	17.	Dezember	2008	(BGBl	I	S.	2586,	
2587),	zuletzt	geändert	durch	Art. 2	des	Gesetzes	vom	
31. Juli	2009	(BGBl	I	S.	2512),	in	Verbindung	mit	§	3	
Nr.	 12	 der	 Verordnung	 über	 die	 Zuständigkeit	 zum	
Erlass	 von	 Rechtsverordnungen	 (Delegationsverord-
nung	–	DelV)	vom	15.	Juni	2004	(GVBl	S.	239,	BayRS	
103-2-S),	 zuletzt	 geändert	 durch	 Verordnung	 vom	
2.  März  2010	 (GVBl	 S.	 116),	 erlässt	 das	 Bayerische	
Staatsministerium	 der	 Justiz	 und	 für	 Verbraucher-
schutz	folgende	Verordnung:

§	1

Art	und	Umfang	der	Mitteilungen

(1)	Die	Mitteilungen	nach	§	34a	Abs.	1	des	Beur-
kundungsgesetzes,	§ 347	Abs.	1	Sätze	1,	2	und	4,	Abs.	2	
und	Abs.	3	FamFG	enthalten:	

1.	 an	das	Standesamt	bzw.	das	Amtsgericht	Schöne-
berg	in	Berlin

a)	 den	 Geburtsnamen,	 die	 Vornamen	 und	 den	
Familiennamen	der	Erblasserin	oder	des	Erb-
lassers,

b)	 den	 Geburtstag	 und	 den	 Geburtsort;	 zusätz-
lich	–	soweit	nach	Befragen	möglich	–	die	Post-
leitzahl	 des	 Geburtsortes,	 die	 Gemeinde	 und	
den	 Kreis,	 das	 für	 das	 Geburtsort	 zuständige	
Standesamt	und	die	Geburtenregisternummer,

c)	 die	Art	der	Verfügung	von	Todes	wegen	und

d)	 das	Datum	der	Inverwahrnahme	und	die	Ge-
schäftsnummer	bzw.	die	Urkundsnummer	der	
verwahrenden	Stelle;

2.	 an	das	Gericht,	die	Notarin	bzw.	den	Notar

a)	 den	 Geburtsnamen,	 die	 Vornamen	 und	 den	
Familiennamen	der	Erblasserin	oder	des	Erb-
lassers,

b)	 den	Geburtstag	und	den	Geburtsort,

c)	 den	letzten	Wohnort	und	

d)	 das	Standesamt	und	die	Sterberegisternummer.	

(2)	Bei	einem	gemeinschaftlichen	Testament	oder	
einem	 Erbvertrag	 sind	 für	 sämtliche	 Erblasserinnen	
und	Erblasser	getrennte	Mitteilungen	zu	erstatten.	

(3)	Für	die	Mitteilungen	sind	die	amtlichen	Vor-
drucke	 zu	 verwenden,	 die	 von	 den	 Landesjustizver-
waltungen	im	Benehmen	mit	den	Innenverwaltungen	
bundeseinheitlich	festgelegt	werden.	

§	2

Inhalt	der	Testamentsverzeichnisse,	Löschungsfristen

(1)	Die	Testamentsverzeichnisse	umfassen	die	Mit-
teilungen	der	Gerichte	und	Notariate	nach	§ 34a des	
Beurkundungsgesetzes	 und	 nach	 §  347  Abs.  1  bis	 3	
FamFG.	

(2)	1Die	Testamentsverzeichnisse	sind	vertraulich	
zu	 behandeln.	 2Erst	 nach	 dem	 Tod	 der	 Erblasserin	
bzw.	des	Erblassers	darf	Dritten	über	eine	Eintragung	
oder	 das	 Fehlen	 einer	 Eintragung	 Auskunft	 erteilt	
werden.	

(3)	1Die	Eintragung	ist	nach	dem	Tod	der	Erblas-
serin	bzw.	des	Erblassers	fünf	Jahre	zu	speichern	und	
anschließend	 zu	 löschen.	 2Im	 Fall	 einer	 Todeserklä-
rung	oder	der	gerichtlichen	Feststellung	der	Todeszeit	
ist	 die	 Eintragung	 30	 Jahre	 von	 dem	 festgestellten	
Zeitpunkt	 des	 Todes	 an	 zu	 speichern	 und	 anschlie-
ßend	zu	löschen.

§	3

Inkrafttreten

1Diese	Verordnung	tritt	am	1.	April	2010	in	Kraft.	
2Mit	 Ablauf	 des	 31.	 März	 2010	 tritt	 die	 Verordnung	
zu	Mitteilungen	in	Nachlasssachen	an	die	die	Testa-
mentsverzeichnisse	 führenden	 Stellen	 und	 über	 den	
Inhalt	 der	 Testamentsverzeichnisse	 vom	 12.  Dezem-
ber	2008	(GVBl	S.	981,	BayRS	315-6-J)	außer	Kraft.	

München,	den	17. März	2010

Bayerisches Staatsministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz

																												Dr.	Beate		M	e	r	k	,	Staatsministerin

315-6-J

Verordnung 
zu Mitteilungen in Nachlasssachen an die die Testamentsverzeichnisse 

führenden Stellen und über den Inhalt der Testamentsverzeichnisse  
(Testamentsverzeichnisverordnung – TestVV)

Vom 17. März 2010
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1100-1-2-I

Entschädigung und Kostenpauschale 
für die Mitglieder 

des Bayerischen Landtags

Bekanntmachung 
der Präsidentin des Bayerischen Landtags 

vom 4. März 2010

Auf	Grund	von	Art.	5	Abs.	3	Satz	4	und	Art.	6	Abs.	2	
Satz	5	des	Gesetzes	über	die	Rechts	verhältnisse	der	
Mitglieder	 des	 Bayerischen	 Landtags	 (Bayerisches	
Abgeordnetengesetz)	 in	 der	 Fassung	 der	 Bekannt-
machung	 vom	 6.	 März	 1996	 (GVBl	 S.	 82,	 BayRS	
1100-1-I),	zuletzt	geändert	durch	Gesetz	vom	27.	Juli	
2009	(GVBl	S.	373),	wird	Folgendes	bekannt	ge	macht:

Nach	Art.	5	Abs.	3	Satz	3	und	Art.	6	Abs.	2	Satz	4	
des	Bayerischen	Abgeordnetengesetzes	hat	das	Lan-
desamt	 für	 Statistik	 und	 Datenverarbeitung	 jeweils	
die	 für	die	Anpassung	von	Entschädigung	und	Kos-
tenpauschale	maßgebenden	Einkommens-	und	Preis-
entwicklungsraten	 mitzuteilen.	 Die	 Entschädigung	
der	 Abgeordneten	 verändert	 sich	 entsprechend	 der	
Entwick	lung	 der	 Einkommen,	 die	 Kostenpauschale	
verändert	 sich	 entsprechend	 der	 Preisentwicklungs-
rate.

In	 der	 entsprechenden	 Mitteilung	 des	 Landes-
amts	 werden	 –	 wobei	 die	 Veränderungen	 zwi	schen	
dem	Juli	2008	und	dem	Juli	2009	maßgeblich	sind	–	
die	Einkommensentwicklungsrate	mit	+	0,1	v.	H.	und	
die	Preisentwicklungsrate	mit	–	0,2	v.	H.	beziffert.

Demnach	betragen	ab	1. Juli 2010

–	 die	Entschädigung	
(Art.	5	Abs.	1	des	Bayerischen
Abgeordneten	gesetzes)	 6	648	€,

–	 die	Kostenpauschale	
(Art.	6	Abs.	2	des	Bayerischen
Abgeordneten	gesetzes)	 3	103	€.

München,	den	4.	März	2010

Die Präsidentin des Bayerischen Landtags

																																						Barbara		S	t	a	m	m

1100-1-2-I

Entschädigung und Kostenpauschale  
für die Mitglieder  

des Bayerischen Landtags

Bekanntmachung  
der Präsidentin des Bayerischen Landtags  

vom 4. März 2010
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